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Das deutsch-russische Trauma

                                                       „China und Japan sind Opfer des

                                                       Zweiten Weltkrieges geworden!“

    Auch Deutschland und Rußland sind Opfer. Opfer der beiden Weltkriege, Opfer der  US-Hochfinanz, der Wallstreet-Mafia.

    Sollte Deutschland je wieder gesunden und seine Freiheit erhalten wollen, dann können wir dies nicht alleine bewirken. Wir brauchen dazu  aufrichtige, verläßliche Partner, mit welchen uns auch gemeinsame Interessen verbinden. Schon Oswald Spengler, der, obwohl ein Gegner Hitlers, die Machtübernahme Hitlers begrüßte, aber ihn vor nationalen Alleingängen, vor nationaler Überheblichkeit, warnte, schrieb:

„Deutschland ist mehr als irgendein Land in das Schicksal anderer verflochten; es kann weniger als irgendein anderes regiert werden, als ob es etwas für sich wäre.“

    Dem schloß sich Vizeadmiral a. D. Ulrich Weisser an, vormals Leiter des Planungsstabs im Auswärtigen Amt:

„Es liegt daher im deutschen Interesse, sich der Solidarität von verläßlichen Verbündeten und Partnern zu versichern; zugleich müssen wir selbst bereit und fähig zu einer verläßlichen Solidarität sein. Deutschland findet Schutz und Sicherheit, aber auch sicheren Zugang zu den Märkten und Energiereserven in aller Welt nur im euroatlantischen Verbund von Nato und EU sowie in einer strategischen Partnerschaft mit Rußland.“ 
   

    Der Hinweis auf den euroatlantischen Verbund,  halte ich für eine diplomatische Floskel des Admirals, denn die Briten und  die Vereinigten Staaten, obwohl in den USA Millionen von gebürtigen Deutschen leben, waren nie unsere aufrichtigen Partner  und wollen es auch nicht sein, auch wenn sie uns „partner in leadership" (Clinton) angeboten haben. Sie wollen über uns herrschen, uns an der Leine halten. Sie bauen uns auf als „Pitbulls“ (bissige Hunde), um die Russen zu überwachen. Dies wissen alle deutschen Politiker und früher sagten sie dies noch ganz offen. So Kanzler Kurt Georg Kiesinger (1958): 

„Wir sind ein Protektorat der USA." 
 

    Diese Ansicht vertrat auch noch zehn Jahre später Franz-Josef Strauß, und dies in einer etwas derberen Sprache: 

„Wir sind die Kompaniedeppen
 der Amerikaner. Nur mit dem Unterschied: der Kompaniedepp bekommt für das Brotzeitholen ein Bier, das wir jetzt selber bezahlen müssen." 
 Heute (2008) zahlen wir Deutschen die Brotzeit – und das Bier!
    17 Jahre später stellte  der bayr. Innenminister Alfred Seidel noch fest, was heute  undenkbar wäre, so hat die Umerziehung gewirkt: 

„Wir sind die Heloten der USA." 

    Als Heloten müssen wir heute für us-amerikanische und israelische Interessen in die Kriege ziehen. Vor allem müssen wir deren Kriege bezahlen. Nur wollen unsere heutigen Politiker, diese Vasallen, dies nicht wahrhaben, schon gar nicht zugeben.

    Die französischen Regierungen waren und sind auch heute nicht bereit, sich mit Deutschland als Gleichberechtigte enger zu verbünden. „Europa war für Frankreich die Ausweitung seiner selbst und das Mittel, Gloire und Geschichte zu retten: ‚L’Europe, c’est moi’. Europa sei nicht zu bauen, wenn sich der Geist von 1945 immer neuer Pflege erfreue (Brandt).“
 Dies hat sich deutlich beim Zusammenbruch der DDR gezeigt. Staatspräsident Mitterand versuchte alles, die Wiedervereinigung zu verhindern. Sie wollten nur die USA als  Hegemonial-Macht in Europa ablösen, um diese selber übernehmen zu können. Möglicherweise war de Gaulle noch für Gleichberechtigung, obwohl ein französischer Nationalist; er war realistischer. Er sah sehr wohl die Begrenzung seiner Macht. Er sagte zum Atlantiker Adenauer, der mittlerweile auch von den USA sehr enttäuscht war: 

„Laßt uns eine Union gründen, die anderen (europäischen Staaten) kommen dann schon nach.“

    De Gaulle wurde dann unter Mitwirkung der „CIA-Connection“ gestürzt. Dazu gehörte, ohne es möglicherweise zu wissen, auch die 68-ger Daniel Cohn-Bendit und sein Freund Joschka Fischer. Auch Adenauer mußte gehen. Sein Nachfolger Ludwig Erhard, wie auch sein Außenminister Gerhard Schröder, waren anglophil (Die ‚Atlantiker', welche die Mehrheit im Bundeskabinett stellten, räumten den Beziehungen zu den USA absoluten Vorrang ein 
). Zu de Gaulles und Adenauers Vision waren die späteren Politiker nicht mehr fähig. Franz-Josef Strauß, der Frankophile, möglicherweise ausgenommen. Aber der war leider erpreßbar und starb zu früh.

    Kommt also nur noch Rußland in Frage. Und das wissen unsere „Freunde“ ganz genau, die eine Verbrüderung mit den Russen nicht dulden werden. Nach dem Zusammenbruch der SU forderte der noch immer einflußreiche Ex-Außenminister Henry Kissinger, ein Bilderberger, ein Vertreter der Wallstreet-Mafia, freundschaftliche Verbindungen zwischen Deutschland und Rußland  zu verhindern:  

„Eine der großen Herausforderungen unserer Zeit könne aus der Neudefinition der Rolle Deutschlands erwachsen. Die USA könnten gezwungen sein, das Gleichgewicht unter verheerenden Umständen  wieder herstellen zu müssen. Deutschland ist schon wieder so stark geworden, daß die europäischen Institutionen alleine nicht mehr ausreichen, um ein Gleichgewicht zwischen Deutschland und seinen Partnern ... zu gewährleisten. Es kann in niemandes Interesse liegen, wenn sich Deutschland und Rußland (wie nach dem Vertrag von Rappallo-d.V.) gegenseitig als Hauptverbündete betrachten."

        Ein Pentagonpapier drückt sich noch deutlicher aus: 

„Das Wiedererstehen eines neuen Rivalen muß verhindert werden.  Wir müssen versuchen zu verhindern, daß irgendeine feindliche Macht oder eine feindliche Regierung dominiert, deren Ressourcen für die Schaffung einer globalen Machtposition ausreichend wären. Bei den in Frage kommenden Regionen handelt es sich um Westeuropa, Ostasien, Rußland und Südwestasien. Unsere Strategie muß darauf hinzielen, das Entstehen eines jedweden künftigen Konkurrenten zu verhindern."
 Daher der Krieg gegen Irak, der kommende gegen Iran und die Einkreisung Rußlands und Chinas!     

    Deswegen steht seit Monaten der russische Präsident Wladimir Putin, den ich mit Bismarck vergleichen möchte und der eine enge Anbindung an Deutschland sucht,  bei den us-hörigen Politikern und den gleichgeschalteten Medien im Trommelfeuer. Dazu trägt auch seine Ablehnung des Errichtens us-amerikanischer Raketen- und Radaranlagen in Polen und Tschechien bei. Nichts ist zu billig, um ihn als Nachfolger Stalins hinzustellen und ihn zu dämonisieren. Hier einige Beispiele: 

Der russische Schachspieler Garri Kasparow, ein gebor. Weinstein, der vorsorglich seine Familie hat außer Landes bringen lassen, wird im Westen von den Putin-Gegnern überall herumgereicht. Er durfte Wladimir Putin einen Stalinisten nennen. Dies erinnert mich an den Bericht des polnischen Botschafters Jerzy Potocki vom Januar 1939, wo er berichtete: 

„Die Lage hierzulande bildet ein ausgezeichnetes Forum für alle Art Redner und für die Emigranten aus Deutschland und der Tschechoslowakei (die überall herumgereicht wurden-d.V.), die an Worten nicht sparen, um durch die verschiedensten Verleumdungen das hiesige Publikum aufzuhetzen.“

    Weil der Oligarch Michail Chodorkowski wegen Steuerhinterziehung eingesperrt wurde, und zufällig ein Jude war, beantragten „Die Grünen“ im Bundestag eine Fragestunde und Frau Roth warf  Putin  Antisemitismus vor.

    Präsident Putin bezeichnete Boris Beresowski, der auch ein Jude ist (es könnte auch ein nichtjüdischer Kapitalist gewesen sein), als „Bakterium, das in einem zerfallenden Körper haust, aber stirbt, wenn der Körper sich erholt und gesundet.'' 
   

    Er entließ Beresowski nicht nur aus dem Kreml, sondern ließ seine Großbetrügereien und seine Raubzüge staatsanwaltlich ermitteln. Das Resultat: Beresowski floh bei Nacht und Nebel aus Rußland und wird seither mit Haftbefehl gesucht. So hat der im Londoner Exil lebende Oligarch Boris Beresowski, dessen Vermögen auf etwa 850 Millionen Pfund Sterling (1,25 Milliarden Euro) taxiert wird, das er dem russischen Volk gestohlen hat, bereits erste Schritte  unternommen, um Präsident Wladimir Putin zu stürzen. Er sagte gegenüber der britischen Zeitung „The Guardian":  

„Wir können dieses Regime nur mit Gewalt stürzen. Die Regierung im Kreml (die mit demokratischen Mitteln gewählt wurde-d.V.) lasse sich nicht mit demokratischen Mitteln ablösen – ein Wechsel könne nur mit Druck und Gewalt erzwungen werden.“  Er unterstütze bereits „Personen aus dem Umfeld des russischen Staatschefs, die einen Putsch vorbereiteten, behauptete Beresowski.“

    Spiegel Online vom  13. April 2007 bestätigte diesen Plan:

„Der in London lebende russische Tycoon Beresowski schreckt Moskau mit Waffengerassel: Er plane einen gewalttätigen Umsturz in Rußland und bezahle bereits Mitstreiter in Putins engster Umgebung zu diesem Zweck. Moskau fordert seine Auslieferung.“

    Bei dieser Kriegsvorbereitung Beresowskis, die sicherlich in Rußland zum Antisemitismus beiträgt,  kommt mir auch Samuel Untermyrs  Rede vom August 1933 in den Sinn. In dieser Rede erklärte er Deutschland den heiligen Krieg:

„Meine Freunde, ich freue mich, wieder hier zu sein und über die Erleichterung und über das Gefühl der Sicherheit, die mir der amerikanische Boden bietet. Nach den herzzerbrechenden Erzählungen der Flüchtlingsopfer, die jeglicher Beschreibung spotten, bekam ich in den zwei Wochen (er nahm an der Internationalen Jewish Boycott Conference in den Haag teil-d.V.), die ich in Europa verbrachte, Alpträume und Ängste. Ihre begeisterte Begrüßung dient nicht mir, ... sie dient dem heiligen Krieg für die Menschheit, auf den wir uns eingelassen haben. ... Es ist ein Krieg, der unermüdlich geführt werden muß. … Jeder von ihnen, Jude oder Nichtjude gleichermaßen, der nicht bereits an diesem heiligen Krieg teilnimmt, und sich noch nicht entschieden hat (enlisted) sollte es jetzt und hier tun."
                         

    Wie Beresowski ließ Putin auch Wladimir Gussinskis Mega-Betrügereien in Verbindung mit seinem Medien-Imperium „Media-Most" staatsanwaltlich untersuchen und ihn nach ersten Ermittlungsergebnissen sogar verhaften. Somit wurde die zweitwichtigste Führungsfigur des internationalen Judentums von Putin auf die Größe eines gemeinen Schwerverbrechers zurechtgestutzt. Anfang 2001 verließ Gussinski Rußland in Richtung Spanien, um einem Haftbefehl zu entgehen. Zwischen Spanien und Russland gab es 2001 wegen ihm ein diplomatisches Drama, aber, genauso wie im Jahr 2004 in Griechenland, gelang es den russischen Behörden nicht, Gussinskis Auslieferung zu erreichen

    Als Präsident Putin dann das von Gussinski illegal erworbene NTW-Firmenvermögen beschlagnahmen ließ, trommelten die Moralwächter der westlichen Wertegesellschaft mit ihren Fernsehanstalten rund um den Globus: Putin gehe gegen die „freie Presse" in Rußland vor und unterdrücke „die freie Meinungsäußerung".

    Nun hat man Rußland zum Krieg gegen Georgien provoziert.  Daß der Kriegsbeginn von georgischer Seite ausging, bestätigte jetzt auch ein hoher US-Diplomat:

„Georgien habe Zschinwali angegriffen, sagte Matthew Bryza, Abteilungsleiter im Washingtoner Außenministerium, ‚was wir für einen Fehler halten.’ Begonnen habe der Krieg jedoch lange vorher – mit Provokationen südossetischer Milizen, die von russischen Offizieren kommandiert wurden. Genau betrachtet habe Georgien also keinen Krieg angefangen, sondern sei ‚hineingezogen’ worden, so Bryza.“ 

    Dies ist das altbewährte Muster des Westens. 1939 wollte Deutschland ein Referendum im polnischen Korridor, mit sehr konzilianten Bedingungen für die unterlegene Partei. Der Hauptkriegstreiber England hat die Polen schwer bedrängt, auf keinen Fall auf die deutschen Vorschläge einzugehen. Im Vertrauen auf Frankreich und England, haben die Polen statt dessen die Generalmobilmachung ausgerufen, in der Hoffnung, in fünf Tagen siegreich in Berlin einzumarschieren. Die Polen wurden schmählich im Stich gelassen, der zweite Weltkrieg wurde schließlich geführt, um die USA aus wirtschaftlichen Schwierigkeiten herauszuholen.

    Deshalb interessieren die Georgier in Wirklichkeit den Westen nicht. Sollten die draufgehen, so ist das egal, sofern sich der relevante Teil rechtzeitig nach Israel in Sicherheit bringen konnte (z.B. der Verteidigungsminister, der einen israelischen Paß in Reserve hat). Die USA stecken schließlich in wirtschaftlichen Schwierigkeiten, da soll der Rest der Welt doch bitteschön mit einem Krieg aushelfen.

    So hetzt jetzt auch der rasende Reporter Bernard-Henri Lévy gegen Russland. Über einen seiner erlogenen Frontberichte schrieb die N. Z. Z.:

„Der Informations- und Wahrheitsgehalt von Bernard-Henri Lévys ‚Reportagen’ steht mitunter in einem umgekehrten proportionalen Verhältnis zu ihrer Länge. So auch im Fall eines doppelseitigen ‚Témoignage’ über eine zweieinhalbtägige Reise nach Georgien, das der Pariser Publizist letzte Woche in ‚Le Monde’ veröffentlicht hatte. Die Webzeitung ‚Rue 89’ hat jetzt Reisebegleiter von Levy sowie andere Beobachter vor Ort befragt. Laut diesen soll der rasende Reporter etliches nicht gesehen haben, was er unter dem Titel ‚Choses vues en Géorgie’ als Augenzeugenbericht verkauft.  Manchmal übertreibt er lediglich: So wird aus dem exakt dreißig russische Vehikeln, die ein französischer Journalist auf der Straße gezählt hat, bei Lévy ‚ein langer Komvoi von mindestens hundert Fahrzeugen’.

Oft jedoch erfindet er einfach. Seine Ankunft in Gori beschreibt Lévy wie folgt: ‚Sie (die Russen) haben die Stadt niedergebrannt. Geplündert. In eine Geisterstadt verwandelt.’ Die EU-Abgeordnete Marie-Anne Isler-Béguin, die Lévy in ihrem Konvoi mitgenommen hatte, erklärte dagegen, die Wagen hätten 1,5 Kilometer vor Gori haltmachen müssen. Wie es in der Stadt aussah, habe niemand feststellen können. Gebrannt hätten lediglich die umgebenden Felder. Und ein ‚Geruch von Verwesung und vom Tod’ ist ihr – wie auch den anderen Anwesenden – ebenfalls nicht in die Nase gekrochen. 

Eine weiter inmaginierte Szene: ‚Ein Auto vor uns wird von einer Schwadron von Freischärlern überfallen, die, vor dem gleichgültigen Augen eines russischen Offiziers, die Journalisten zum Aussteigen zwingen und ihnen Kameras, Geld, persönliche Gegenstände und zuletzt den Wagen rauben.’ Ein anwesender Filmemacher dagegen berichtet, bei einer georgischen Straßensperre hätten die Polizisten dem Konvoi, in dem sich auch Lévy befand, von der Weiterfahrt abgeraten: Ein UNO-Fahrzeug sei einen halben Kilometer weiter,  an einer russischen Sperre geplündert worden. Daraufhin sei der Konvoi umgekehrt – die russische Sperre hätten sie nicht einmal gesehen, weil die Straße davor eine Kurve machte. Alles in allem: eine ziemliche Mogelei mit der Realität – die offenkundig zum Zweck hat, die Russen als Finsterlinge, die Georgier dagegen als Lichtgestalten zu malen. Den von Lévy rapportierten Gesprächen mit dem georgischen Präsidenten, einem ‚schreckensstarren’ Flüchtling und einem russischen General mag man unter diesen Umständen nur sehr bedingt trauen.“ 
            

    Die „Newsweek“ fordert schon früher politische Sanktionen gegen das Rußland Putins. ... Auch könne der Westen einen Ausschluß Rußlands aus dem Europarat oder der G8 Gruppe der Industriemächte erwägen." 
 

    Schon 1992 wurde der New York Times ein vom stellvertretenden jüdischen US-Verteidigungsminister Paul Wolfowitz verfasste, vertrauliche Denkschrift zugespielt. Ich verwende das Attribut „Jude“, weil es Juden sind, die Vertreter der Wallstreet-Mafia, welche Russland angreifen. Darin hieß es:

„Rußland stellt die größte mögliche Gefahr dar. Im Falle einer russischen Invasion in Litauen werden die USA nicht davor zurückschrecken,    mit einem NATO-Gegenschlag zu antworten. Aller Voraussicht nach werden die Russen keine Kernwaffen einsetzen. Jeder Versuch eines Rivalen, sich in Regionen festzusetzen, wo vorhandene Bodenschätze sie in die Lage versetzen würden, beherrschenden Einfluß auszuüben, muß von den USA – wenn nötig auch präventiv – unbedingt vereitelt werden. Wir tragen die Verantwortung dafür, daß alle Bedrohungen unserer Interessen mit aller Entschiedenheit entgegengetreten wird.“

    Im Gebäude des georgianischen Verteidigungsministeriums  treiben sich an die 130 US-Militärberater herum. Waren es diese, welche Präsident Michail Saakaschwilli empfahlen, Südossetien anzugreifen, um die Russen zu provozieren? Um vielleicht die Wahl in den USA zu beeinflussen. Ich kann mir nicht denken, daß dieser intelligente Mann aus eigenem Ermessen heraus Ossetien angegriffen hat.   

        Im Zusammenhang mit dem Krieg in  Georgien sagte der republikanische US-Präsidentschaftskandidat McCain:

„Heute sind wir alle Georgier!“ 

    Nun fordert die US- und Bundesregierung die russische Regierung auf, ihre Truppen aus Georgien umgehend zurückzuziehen. 
 Ich habe noch nie gehört, daß diese Regierungen jemals Israel aufgefordert hätten, den UN-Resolutionen nachzukommen, die Westbank zu verlassen.  

    Als Monroe-Doktrin (engl. Monroe doctrine) wird derjenige Teil der Rede zur Lage der Nation bezeichnet, die der damalige US-Präsident James Monroe (1817-1825) am 2. Dezember 1823 vor dem US-amerikanischen Kongreß hielt, in der er die Grundzüge einer langfristigen Außenpolitik der Vereinigten Staaten entwarf und die angloamerikanische Variante des Panamerikanismus entscheidend prägte. In der Tradition Jeffersons stellte er dabei eine irreversible Unabhängigkeit der amerikanischen Staaten von den europäischen Mächten fest, d.h. von der Alten Welt, formulierte die Existenz zweier politischer Sphären, betonte das Prinzip der Nichteinmischung (non-intervention) der Vereinigten Staaten in europäische Konflikte, forderte ein Ende aller Kolonialisierungsbestrebungen in der westlichen Hemisphäre (non-colonization) und kündigte ein Eingreifen der USA für den Fall an, daß die europäischen Kolonialmächte diese politischen Grundsätze ignorieren sollten. Die Forderung an die europäischen Mächte, die nunmehr unabhängigen Staaten Lateinamerikas nicht zu rekolonialisieren, führte zur Verkürzung der Doktrin unter dem Schlagwort „Amerika den Amerikanern“. 1848 unter Präsident Polk und 1870 unter Präsident Grant wurde die Doktrin außerdem um das Verbot des Transfers (auch früheren) kolonialen Besitzes an andere Mächte erweitert (non-transfer), das von Secretary of State John Quincy Adams in einer Botschaft an den russischen Zaren bereits 1823 aufgegriffen worden, von Monroe jedoch nicht in den Bericht an den Kongreß übernommen worden war.

Die nächste deutliche Weiterentwicklung der Doktrin läßt sich im Jahr 1895 festmachen. Zu dieser Zeit lagen Venezuela und Großbritannien im Streit um die Grenzen der Kolonie Britisch-Guayana. Die Vereinigten Staaten zwangen Großbritannien mit dem Verweis an den Verhandlungstisch, man sei praktisch der Hegemon des Kontinents und werde eine Einmischung in sein Interessengebiet nicht hinnehmen (Olney-Corollary). Im Jahr 1904 wurde dieses informelle Prinzip der Monroe-Doktrin zu einer politischen Tatsache: Eine Roosevelt-Corollary getaufte Mitteilung Präsident Theodore Roosevelts an den Kongress formulierte einen alleinigen Anspruch der Vereinigten Staaten auf Interventionen in inneramerikanische Angelegenheiten. Dies sollte sowohl Konflikten zwischen und innerhalb der Staaten Süd- oder Mittelamerikas und der Karibik als auch Konflikte dieser Staaten mit nichtamerikanischen Akteuren (z. B. anderen Nationen oder Schuldnern) umfassen, durch die die Stabilität der gesamten Region und die „Interessen der amerikanischen Staaten“ gefährdet werden könnten. Während diese Erklärung in Europa überwiegend positiv aufgenommen wurde, da sie Investoren erhöhte Sicherheit bei der Vergabe von Krediten im südamerikanischen Raum versprach, riefen sie in den betroffenen Ländern Empörung, Wut und Furcht hervor. Daß dies gerechtfertigt war, aus Sicht der USA, zeigte sich in den kommenden Jahren immer wieder, als die USA in Kuba, Nicaragua, Haiti und der Dominikanischen Republik intervenierten.

   Dies alles haben die Nord-Amerikaner vergessen. Heute wollen sie die Welt beherrschen. 

    McCain schwört Europa gegen ein „revanchistisches  Rußland ein:

„Der Westen dürfe ‚Rußlands nukleare Erpressungen  und Attacken im Cyber-Space’ nicht hinnehmen. Stattdessen forderte er, die NATO müsse ihre Solidarität mit Rußlands Nachbarstaaten ‚von der Ostsee bis zum Schwarzen Meer’ beweisen und die Tür für künftige Erweiterungen der Allianz offen halten. Der Senator schlug vor, Rußland künftig von G-8-Gipfeln auszuschließen.“

    Wäre unsere Regierung dem Wunsch der US-Regierung nachgekommen, Georgien in die NATO aufzunehmen, müßten wir heute an der Seite des „Hasardeurs“ (Schröder) gegen Rußland in den Krieg ziehen.                                                                                           

    Die ZDF-Reporterin Antonia Rados berichtete für das ZDF am 27. Juli 2008 aus Georgien, daß mit Natogeldern in Gori Kasernen für georgianische Soldaten gebaut wurden. 

    Die Frage ist, was haben die Amerikaner eigentlich in Georgien zu suchen, stellte sich auch Ministerpräsident Wladimir Putin im Gespräch mit dem ARD-Vertreter Thomas Roth am 30. August 2008:

„Russland strebt keinerlei Verschiebungen an, keinerlei Spannungen. Obwohl auch das sein kann. Wir wollen gutnachbarschaftliche, partnerschaftliche Beziehungen unterhalten. Wenn Sie erlauben, dann sage ich, was ich darüber denke. Es gab die Sowjetunion und den Warschauerpakt. Und es gab die sowjetischen Streitkräfte in der DDR, und man muß es ehrlich zugestehen, das waren Okkupationskräfte, die nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs in Ostdeutschland unter dem Deckmantel der Koalitionsstreitkräfte geblieben sind. Nach dem Zerfall der Sowjetunion, des Warschauerpaktes sind diese Okkupationskräfte weg. Die Gefahr von Seiten der Sowjetunion ist weg. Die NATO aber, die amerikanischen Streitkräfte, in Europa sind immer noch da. Wofür? Um Ordnung und Disziplin in den eignen Reihen zu halten, um alle Koalitionspartner innerhalb eines Blocks zu halten, braucht man eine außenstehende Gefahr. Und Iran ist da nicht ganz passend für diese Rolle. Man will daher einen Gegner wiederauferstehen lassen und dieser soll Rußland sein. In Europa jedoch fürchtet uns niemand mehr.“
   Als am 6. April 1960  wurde im Bundestag über dem Beitritt zur NATO debattiert.  Kanzler Konrad Adenauer prophezeite, bei Ablehnung würden die Soffjets (Originalton Adenauer) die Rösser am englischen Kanal tränken und sagte, um die Zustimmung der Abgeordneten zu erhalten:

 „Wenn wir eines Tages zu einer Verständigung auch mit 'Soffjetrußland' kommen, und ich hoffe, daß wir dies mit Geduld erreichen, werden Warschauer - Pakt und NATO der Vergangenheit angehören. Das müssen Sie sich doch einmal klarmachen, das ist doch keine Institution für die  Ewigkeit.“

    Der Warschauer-Pakt gehört der Vergangenheit an, aber die NATO wurde trotz des Zwei-plus-Vier-Vertrags erweitert. Mit der Erweiterung „wässern die Amerikaner ihre Rösser" , um bei dem Bild von Adenauer zu bleiben, jetzt  nicht nur an der Elbe, sondern  an der Weichsel und am San. Sie haben jetzt Stützpunkte im Kaukasus, in Usbekistan und Kirgisien. Sie kreisen Rußland und China ein. Eine solche Demütigung würden die Amerikaner bestimmt nicht hinnehmen. Ich möchte hier nur  an Kuba, erinnern. Als seinerzeit die Sowjets Raketen auf Cuba errichteten, waren die Amerikaner sofort zu einem Krieg bereit.

    Als „Iswestija“ unter Berufung auf das russische Verteidigungsministerium nun berichtete, „die strategischen, mit atomaren Flügelraketen bestückten Fernbomber vom Typ Tu-160 und Tu 95 könnten jederzeit auf Luftwaffenbasen auf Kuba, in Venezuela und Algerien verlegt werden“, sagte der designierte Chef der US-Luftwaffe, Norton Schwartz, „mit einem russischen Stützpunkt auf Kuba, würde eine rote Linie überschritten.“ 
  

    Aber die Russen sollen hinnehmen, daß Raketen in Polen aufgestellt werden. Interessant ist in diesem Zusammenhang auch ein indirektes Eingeständnis der französischen Tageszeitung „Le Figaro" vom 21. März 1997. Er warnte die Westmächte, Rußland die NATO-Erweiterung aufzuzwingen: 

„Boris (Jelzin) hat keine Armee mehr, seine Macht ist brüchig, und das Land plagt sich mit schrecklichen wirtschaftlichen Schwierigkeiten. Rußland behält aber eine große Möglichkeit, um Probleme zu bereiten. Es verfügt über ein intaktes atomares Arsenal, und der Patriotismus seines Volkes kann schnell zum revanchistischen Nationalismus werden, wenn der Westen sich arrogant verhält. Wie kann vergessen werden, daß Deutschland, 1919 erniedrigt, keine 20 Jahre brauchte, um sich zu rächen?" 

    NATO-Dokumente beweisen, daß die Balkanisierung des „nachsowjetischen Raumes“ beschlossen wurde. Danach bezieht sich die „NATO-Strategie“ auf das Schwarze Meer und auf den Transkaukasus als neues „Euro-Atlantisches Grenzgebiet“. Aserbaidschan und Georgien stellen einen einzigartigen Transit-Korridor für kaspisches Öl nach Europa dar (so die Erdöl-Pipeline von der Hauptstadt Baku Asserbaidschans zum türkischen Mittelmeerhafen Ceyhan; Turkmenien und Kasachstan  sind diesen Vertrag angegliedert), wie auch einen unabdingbaren Korridor für die von den USA geführten  NATO-Stützpunkte und Operationsgebiete in Zentralasien, dem Nahen- und Mittleren Osten.  

    Aber das dies möglicherweise zu Kriegen führen kann, dies stört die Herren am Potomac und an der Wallstreet überhaupt nicht. „Dies ist Jelzins Problem, meinte damals der Friedens-Nobelpreis-Träger Kissinger, und „verurteilt Clintons vorsichtiges Taktieren." „Dole, Kandidat auf das Amt des Präsidenten,  und Helms, der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, sehnen sich nach dem kalten Krieg. ... Der Führungsanspruch der Vereinigten Staaten in der Welt soll wieder hergestellt werden."
 Dies ist übrigens auch der Wunsch des Präsidentschaftskandidaten John McCain.

    Michael Gorbatschow, der ein Haus Europas bauen wollte, erregte sich über die Politik der USA. Er wirft ihnen Kriegstreiberei vor:

„Die USA haben versprochen, daß die NATO nach dem Kalten Krieg nicht über die Grenzen Deutschlands hinausgehen wird. Heute ist die Hälfte von Mittel- und Osteuropa-Staaten Mitglied dieser Allianz. … Die USA mögen niemanden, der unabhängig handelt. Jeder USA-Präsident braucht einen Krieg.
 Washington trage die Verantwortung für die Eskalation von Spannungen in der Welt. … Ich habe mitunter das Gefühl, daß die USA beabsichtigen, einen Krieg gegen die ganze Welt zu führen.“ 
     

    So wird Präsident Putin auch für den Mord an der Schriftstellerin Anna Politkowskaja verantwortlich gemacht. Bei solchen Morden muß man sich immer die Frage stellen: Cui bono?  Der Mord an Frau Politkowskaja fördert nicht das Ansehen des russischen Präsidenten, daher konnte er auch daran kein Interesse haben. Außerdem glaube ich, daß er über die verbalen Sticheleien der Frau Politowskaja  erhaben hinwegsehen konnte.

    Die linke Wochenzeitung „Die Zeit“ schrieb (Nr.42/2007, S. 30):

„Sowjetrussische Despoten waren immer Avantgarde des Personenkults. Als Stalin 1924 den toten Lenin als ‚genialsten aller genialen Männer’ pries, zwang er die Propagandisten indirekt zur Erfindung noch fantastischerer Superlative für ihn selbst. Sein Nachfolger Nikita Chruschtschow kritisierte zwar den Stalinismus, warf Stalins Leichnam aus dem Lenin-Mausoleum und prägte 1956 auf dem XX. Parteitag der KPdSU den Begriff des Personenkults. Doch die Sache selbst blieb politische Praxis, und Wladimir Putin erweist sich als ihr würdiger Erbe: Am 7. Oktober, dem ersten Todestag der ermordeten Journalistin Anna Politkowskaja, feierte er öffentlich Geburtstag und ließ sein überlebensgroßes Konterfei größer denn je flaggen. Ein Geheimdienstler, ein Unsichtbarer wird endgültig zur Ikone. Und Moskaus Jungkommunisten schwenken rote Fahnen. EF “  

    Der ARD-Vorsitzende Fritz Raff und der ZDF-Intendant Markus Schächter haben im vorauseilenden Gehorsam in einem gemeinsamen Brief an den russischen Präsidenten Wladimir Putin gegen das Demonstrationsverbot protestiert. Ich habe noch nie gelesen, daß die beiden Herren gegen die dauernden  Demonstrationsverbote der NPD in der BRD protestiert hätten.

    In einem Leitartikel im Münchner Merkur vom 27. April 2007 nannte Lorenz von Stackelberg Putin sogar einen Psychoterroristen, weil er gegen die Errichtung von Raketen in Polen protestierte und mit der Kündigung des Vertrages über konventionelle Streitkräfte drohte. Herr von Stackelberg wird sich, oder will sich, nicht mehr erinnern, daß John F. Kennedy seinerzeit die Sowjets mit Atomkrieg drohte, falls sie die Raketen auf Kuba nicht abziehen. 

    In der Abendzeitung „tz“ (28./29.4.2007) vom gleichen Verlag, wird Putin als kalter Krieger hingestellt. Und am 2. Mai erschien in dieser Zeitung ein Leitartikel von Stefan Sippel (Der Tanz mit den Zaren) und ein Artikel mit der schreierischen Überschrift: „So gefährlich ist Putin wirklich“ und bezog sich als Quelle auf die Äußerungen des Rechtsanwalts Robert Amsterdam, „den Anwalt des wohl berühmtesten Opfers des ‚System Putins’, Michail Chodorkowski“.

    Stefan Kornelius, der Ressort-Chef für Außenpolitik der Süddeutschen Zeitung, bläffte am 30. April 2007 mit diesen Hetzern:

„Moskau läßt die Muskeln spielen. … Über Ton und Motiv kann gerätselt werden, fest steht, daß Rußland die Auseinandersetzung mit dem Westen sucht – gestern über Raketen und Rüstungskontrolle, heute über den Umgang mit den Hinterlassenschaften der Geschichte in Estland, morgen über den Kosowo.“

    Matthias Maus schrieb in der „AZ“ vom 25. Juli 2007, einer Ablegerin der Süddeutschen Zeitung: 

„Ein Diktator auf dem Weg zurück zum Kalten Krieg. … Dreimal binnen 48 Stunden waren russische Kampfjets, darunter Langstreckenbomber, in den britischen Luftraum eingedrungen oder hatten ihn touchiert. Eine offene Provokation. Eine Szene aus dem Kalten Krieg? Keineswegs. Eine wahre Episode aus dem Sommer 2007.“   

    Johan Voswinkel von dem schon erwähnten „linken Intelligenzblatt“ „Die Zeit“ schloß sich auch diesem Gekläffe an:

„Rußlands Präsident inszeniert den Kalten Krieg, um seine Nachfolge glatt über die Bühne zu bringen. … Aber er (der Westen) wird in den kommenden Monaten Solidarität, Härte und Gesprächsbereitschaft brauchen.“

    „Europa ist entsetzt“, verkündete der Bayr. Rundfunk (19.5.07). Putin ist ein „Sprengsatz für den europäischen Zusammenhalt.“ 
    Dem schloß sich auch Dr. Jörg Himmelreich an. Er, Senior Fellow bei German Marshall Fund und ehemaliges Mitglied des Planungsstabs im Auswärtigen Amt, schrieb in  „Welt am Sonntag“:                                                                       „Putin zerschmettert die europäischen Illusionen. Jetzt ist es höchste Zeit, alle Schönfärberei von Putins autokratischer Demokratie zu beenden. Der EU-Rußlandgipfel in Samara ist ohne greifbare Ergebnisse zu Ende gegangen. Er bezeichnet einen weiteren Tiefpunkt in den russisch-europäischen Beziehungen, die sich stetig verschlechtern und unter Putins Nachfolger nicht ändern werden, denn das System Putin bleibt bestehen, unabhängig davon, wer der neue russische Präsident wird. … Die Regierungsform des Kremls wandelt sich – leider nicht zu mehr, sondern zu weniger Demokratie. Friedliche Demonstranten werden wie vor zwei Wochen in St. Petersburg niedergeprügelt. Das Schauspiel wiederholte sich jetzt vor den Augen der höchsten EU-Vertreter in Samara. Regierungskritiker wurden unter fingierten Vorwänden festgenommen und daran gehindert, an einer genehmigten Demonstration teilzunehmen. Unter den Festgenommenen befand sich vorübergehend auch ein deutscher Journalist des (Politmagazins) FOCUS. Außenminister Steinmeier hat alles versucht, aber auch seine guten, persönlichen Beziehungen zu Putin können gegen dessen neue knallharte Machtpolitik nichts ausrichten.“

    Und Angela Merkel, die eiserne Kanzlerin, die ja schon Rost angesetzt hatte, bevor sie Kanzlerin wurde, die sich von allen westlichen Potentaten, auch von den Staatsterroristen G. W. Bush und  Ehud Olmert abküssen ließ, aber nicht von Wladimir Putin, „übte am Freitag beim EU-Rußlandgipfel nahe Samara scharfe Kritik an den Einschränkungen der Demonstrationsfreiheit in Rußland.“ „Scharfe Töne zwischen Merkel und Putin“, Freundschaft auf Eis“, hetzte die Süddeutsche vom 19. Mai. „Oppositionelle müßten unmittelbar am Veranstaltungsort protestieren können.“ „Der russische Präsident Wladimir Putin prangerte daraufhin die Vorbereitungen der deutschen Behörden gegen Globalisierungsgegner vor dem G-8-Gipfel in Heiligendamm an“:                            „So sind alle öffentlichen Versammlungen vom 30. Mai bis 8. Juni im Umkreis von 200 Metern um den sogenannten Sicherheitszaun in Heiligendamm und im Bereich des Flugplatzes Rostock-Laage  verboten.“   „Merkel erklärte: ‚Aber wenn jemand nichts gemacht hat (in Anspielung auf Garri Kasparow, dem der Paß abgenommen wurde), sondern nur auf dem Weg zu einer Demonstration ist, ist das aus meiner Sicht nochmal eine andere Sache’.“ 

    Hier trat die Doppelmoral der Bundeskanzlerin deutlich zutage:                „Wenn es um die Demonstrationsfreiheit in Rußland geht, ist die Bundesregierung strikt. Wenn es um Demonstrationsfreiheit beim G-8-Gipfel im eigenen Land geht oder um Demonstrationsfreiheit der NPD,  sieht sie die Sache offenbar anders. Tatsächlich gehört die Einschränkung der Reisefreiheit von politisch Andersdenkenden mittlerweile auch zum Standardrepertoire der westlichen Wertegemeinschaft. So wurde, um nur ein paar Beispiele zu nennen, Horst Mahler der Paß abgenommen, weil er zur Holocausttagung nach Teheran fliegen wollte. Manfred Roeder wurde die Einreise in die USA verweigert, weil er Freunde besuchen wollte, und mußte eine Nacht vor dem Rückflug in einem Polizeiarrest auf dem Kennedy-Flughafen verbringen. In der vergangenen Woche hatte Bundesinnenminister Wolfgang Schäuble gedroht, politisch bekannte Aktivisten könnten während des G-8-Gipfels in Heiligendamm bis zu zwei Wochen „vorbeugend“ inhaftiert werden. Eine Maßnahme die auch schon sein sozialdemokratischer Vorgänger Schily vorschlug (Schutzhaft). Als Hitler dies machte, war dies verbrecherisch.

    Kerstin Holm schrieb in der Frankfurter Allgemeinen Zeitung:                 „In Rußland werden Regimegegner wieder in die Psychiatrie eingewiesen. Wer die Macht hat, bestimmt auch, was die Wahrheit ist und geistige Gesundheit. In Rußland, das sein öffentliches Gesicht von Schmutzpartikeln des Dissenses säubert, kommt als Reinigungsmittel auch die Zwangspsychiatrie wieder zum Einsatz.“ 

    Ich könnte der Frau Holm an die 20 Personen von „Auschwitzleugnern“ aufzählen, welche in der BRD sich einer psychiatrischen Untersuchung unterwerfen mußten und auch verurteilt, bzw. eingesperrt wurden. Der Grünen-Vorsitzende Reinhard Bütikofer, der Super-Demokrat, und der außenpolitische Sprecher der Unionsfraktion im Bundestag, Eckart von Klaeden, waren sich einig, und wandten sich seinerzeit gegen Kanzler Schröders russische Politik. Diese verunsichere die neuen osteuropäischen EU-Mitglieder. Erst die Verankerung im Westen erlaube Deutschland, eine Brücke zu Rußland zu bauen.

    Unter „Thema des Tages“ mit großer Aufmachung, fast ganzseitig (Putin mit nackten Oberkörper und kräftigen Muskeln) schreibt die Süddeutsche Zeitung (29.8.2007):

„Muskelspiele an der Moskwa. Rußlands Justiz im Zwielicht.“

    Der ehem. Chaot und  Pflastersteinwerfer, Ex-Außenminister Joschka Fischer, schreibt nun exklusiv für die Süddeutsche und behauptete:

„Rußland entwickle eine neue, auftrumpfende Außenpolitik – die EU muß solch imperialem Auftreten entgegenwirken.“

    In derselben Nummer in der Süddeutschen schrieb Karl-Heinz Büschemann  in „Der Kampf ums Öl“:

„Immer diese Russen. Jetzt haben sie schon wieder eigenmächtig den Ölfluß nach Deutschland gedrosselt. Der Konzern Lukoil hat seine Lieferungen nach Deutschland einfach um ein Drittel reduziert, um wenige Tage später höhere Preise für den wertvollen Rohstoff zu fordern. Schon Anfang des Jahres hatte die russische Regierung hierzulande Bürger und Politiker aufgeschreckt, weil sie den Ölstrom durch die wichtige Pipeline Druschba, die ein Fünftel des deutschen Bedarfs befriedigt, gleich drei Tage lang stillegte. Und Anfang 2006 hatten die Russen überraschend weniger Gas in die EU geschickt als vereinbart. Der mächtige Energielieferant im Osten entpuppt sich zunehmend als launischer Partner. Da kann es kaum verwundern, daß die EU Pläne schmiedet, die russischen Energieunternehmen, die alle vom Kreml kontrolliert sind (unsere Energieunternehmen kontrollieren sich selbt und bestimmen die Preise-d.V.) oder wenigstens beste Beziehungen zum Präsidenten haben, als Aktionäre westeuropäischer  Energieunternehmen zu verhindern. Der Energielieferant Rußland wird im Westen zunehmend unheimlich.“

    Und am 19. Oktober 2007 auf Seite 1 schrieb die Süd(deutsche) Zeitung in großen Buchstaben:

„Putin beansprucht Weltmacht-Rolle. Kremlchef … kündigt ‚grandiose’ Aufrüstung an.“

    Neun Tage vorher (10.10.) schrieb Sonja Zekri in der Süddeutschen Zeitung unter „Betroffenheit vor dem Feind“:

„Zuerst die schlechte Nachricht: Das Böse ist zurückgekehrt in die Welt, und es spricht russisch. Es beschwört Demokratie und Meinungsfreiheit, aber in Wahrheit vertuscht es Folter, Mord und Korruption. … Das Böse verhöhnt die ermordete Kremlkritikerin Anna Politkowskaja. … Das Böse ist blaß, nicht sehr groß, aber drahtig, es hat einen Labrador namens Koni, der in Sankt Petersburg gerade ein Denkmal bekommt, und mag Anna Karenina. Es heißt Wladimir Putin. … Rußland, so lehrt man, besteht aus Gewalt, Willkür, Gas und Öl, und daß das Land immer wieder Heilige wie Anna Politkowskaja hervorbringt, die ‚Pietà der Nowaja Gaseta’, läßt den Abgrund nur noch düsterer erscheinen und Rußland noch fremder, asiatischer (ist dies nicht Volksverhetzung?), demokratieresistenter. ‚Hat Rußland auf dem Weg zur Bürgergesellschaft noch eine Chance?’, fragte Lea Rosh in der anschließenden Diskussion. Es war eine rhetorische Frage. Niemand widerprach. Rußland ist nicht mehr zu retten. Rußland schafft es nicht allein. Wenn die Idee nicht so kompromittiert wäre, müßte man jetzt einmarschieren.“

    Vor dem deutsch-russischen Gipfeltreffen in Wiesbaden vom 13.-14. Oktober 2007 hatte der Vorsitzende des Auswärtigen Ausschusses, Rupprecht Polenz (CDU), den russischen Präsidenten Wladimir Putin scharf kritisiert. Mit seinem „hemdsärmeligen Vorgehen" mache er sich keine Freunde. Innenpolitisch gebe es ein „Klima der Einschüchterung", sagte der CDU-Politiker der „Frankfurter Rundschau". Putin verfolge international eine Strategie, „mit der an allen möglichen Ecken und Enden neue Kontroversen begonnen werden". Fortschritte bei den Menschenrechten seien nicht zu erkennen. Die Pressefreiheit bleibe fraglich, die an der Regierung nicht beteiligten Parteien stünden unter starkem Druck und die Journalistenmorde seien nicht aufgeklärt. Am „Petersburger Dialog", mit dem das Gipfelwochenende am Samstag in Wiesbaden eingeläutet wird, sollten nach Ansicht Polenz' künftig auch Oppositionelle wie der ehemalige Schachweltmeister Garri Kasparow teilnehmen können.

    Dieser Herr Polenz sollte doch mal vor der eigenen Türe kehren. Frau Hildegard Hamm-Brücher, eine ehemalige Ministerin, sie muß dies ja wissen, meinte zur unserer BRD-Demokratie:

 „Von den rund 60 Millionen Wahlberechtigten in Deutschland seien gegenwärtig gerade einmal 3,4% Mitglied einer politischen Partei (aber sie nennen sich Volksparteien und von den Bürgern gehen nur rd. 60 Prozent zur Wahl!-d.V.). Diese Minderheit habe jedoch in oligarchischer Weise die Demokratie in Besitz genommen. Deutschland sei zu einem Parteienstaat geworden. ... Wir Bürger sind zu unmündigen Zuschauern degradiert, unsere Mitwirkung beschränkt sich auf Wahlen. Längst habe sich das Volk von seinen Vertretern entfremdet. Die Forderung in Art. 20 des Grundgesetzes, nach dem alle Staatsgewalt vom Volke auszugehen habe, sei unerfüllt." 

    Ein Jahr später sagte sie in einem Gespräch mit der Süddeutschen Zeitung:

„Provozierend kann man sagen, daß die Artikel 20, 21 und 38 des GG („die Staatsgewalt geht vom Volk aus“) ins Gegenteil pervertiert sind: Alle Staatsgewalt geht von den Parteien aus und das Volk darf alle vier Jahre einmal mitwirken, indem es eine von den Parteien vorzementierte Kandidatenliste ankreuzt, deren Abgeordnete Funktionäre ihrer Partei sind. An ‚Aufträge und Weisungen' (und Überweisungen der Oligarchisten-d.V.) fest gebunden, wollen sie Karriere machen." 

    Otto, der Exherzog von Habsburg, sagte in einem Vortrag vor dem „Peutinger-Collegium“ 
:
„Die beste Organisation überhaupt, ob in der Wirtschaft oder Politik, ist die italienische Mafia. Wenn Sie heute die Struktur der Partei von Putin sehen, die ist genau auf der Linie der Mafia aufgebaut.“

    Wenn es mafiose Strukturen gibt, dann sind es die Strukturen der Wallstreet-Mafia! 

    Dem schloß sich der Atlantiker, der EU-Kommissionspräsident José Manuel Barroso, an. Er warnte Rußland, die Europäische Union wegen den Raketenbasen in zwei Klassen zu spalten. „Man kann den Eindruck gewinnen, daß Rußland bestimmte Mitgliedstaaten – etwa Polen oder die baltischen Staaten – anders betrachtet als die anderen Mitgliedstaaten“, sagte der Chef der EU-Zentrale. Aber die russische Regierung müsse wissen, daß das Interesse der Polen genauso legitim sei wie das der Franzosen, der Deutschen oder Portugiesen.

    Zbigniew Brzezinski, der ehem. Berater von Präsident Carter, der Theoretiker der neuen amerikanischen Weltordnung, schrieb in seinem Buch „The Grand Chessboard“: 

„Das wichtigste Ziel der USA ist die Schaffung des TESS (Trans Eurasian Security System) unter Führung der USA, womit sich die NATO bis an die Grenze Chinas ausweiten müsse, und somit die USA die gesamten Erdölfelder und Erdgaslager entlang der Südflanke des ehemaligen Sowjetreiches unter ihre Kontrolle bringen könnten.“

    Nun hat er gemerkt, daß die Amerikaner sich überhoben haben, vor allem im Nahen und Mittleren Osten, wo Brzezinski zugibt, daß das „unilaterale Handeln der USA keine Lösung herbeiführen kann“.  Er forderte in einem Artikel in der Süddeutschen Zeitung die europäischen Mächte auf, sich enger den Amerikanern anzuschließen und mehr Verantwortung zu übernehmen (d. h., für die Oligarchen die Kastanien aus dem Feuer zu holen).

    In der „Iswestija“ erdreiste sich Außenminister Colin Powell nach seinem Besuch bei dem russischen Präsidenten Putin zu schreiben:

„In den letzten Monaten haben bestimmte Ereignisse in der russischen Innen- und Außenpolitik uns befremdet. Das demokratische System Rußlands hat nach unserer Auffassung noch nicht die notwendige Balance zwischen Exekutive, Legislative und Judikative gefunden. 

Schlüsselelemente der Zivilgesellschaft – etwa die Freiheit der Medien und die Entwicklung politischer Parteien – haben noch keinen festen und unabhängigen Platz. Die politische Macht ist noch nicht ganz an Rechtsnormen gebunden.“ 
 Aber in den USA, wo die Großkapitalisten alles bestimmen! 

    Der ehemalige sowjetische Generalsekretär, Michail Gorbatschow, der ja auch nicht gerade ein Bewunderer Putins ist, hat die Hetze gegen Präsident Wladimir Putin im Westen heftig verurteilt:                                                                       „Putin hat einen sehr ordentlichen Job gemacht. Der Präsident habe aus der Situation in Rußland die richtigen Schlußfolgerungen gezogen. Als Putin ins Amt gekommen sei, habe er das Chaos geerbt, Bildungs- und Gesundheitssystem sowie die Armee seien auseinander gefallen.“ Gorbatschow  warb um Verständnis für die russische Situation: „Vielleicht hat Rußland die Hälfte des Weges zur Demokratie zurückgelegt.“ 

    Präsident Wladimir Putin bemühte und bemüht sich, die russische Ölindustrie wieder in die Hand des Staates, in die Hand des russischen Volkes, zu bekommen, um die Ölressourcen für das eigene Volk sicherzustellen. Diese nationale Politik ärgert natürlich die Globalisten und dürfte wohl die Ursache zu seiner weltweiten  Diskriminierung als Nachfolger Stalins sein.

    Es gibt im Westen eine aufoktroyierte Wahrnehmung Rußlands, die jegliche Realität verloren hat. Die deutsche veröffentlichte Meinung verurteilt bei jeder sich ergebender Gelegenheit das „demokratische System“ in Rußland. Während Rußland sich bemüht, einigermaßen demokratische Verhältnisse herzustellen, nehmen in der BRD die totalitären Tendenzen zu: so der Extremistenerlaß, die  Unterdrückung der freien Meinungsäußerung (§ 130 StGB), Auftritts- und Versammlungsverbote sogenannter rechtsextremistische Parteien und Überwachungen der Haushalte.

    Die Deutschen und die Russen als Partner zu entzweien, hat eine lange Geschichte – und sie hatte leider Erfolg. Sie begann sofort nach der Gründung des II. Reiches, die Rußlands Zustimmung erhielt. Kurz nach der Proklamation des Kaiserreiches im Schloß von Versailles erklärte der Brite Benjamin Disraeli (der damals noch Führer der Tories war und 1874 Premierminister wurde, der sich selbst für den auserwählten Mann einer auserwählten Rasse hielt, Hannah Arendt), durch die Schaffung des II. Reiches sei das Gleichgewicht in Europa zum Nachteil Englands empfindlich gestört worden.  Er hätte sagen müssen: Die Vormacht Englands in Europa sei gestört worden. Er behauptete weiter, England sei völlig entmachtet, denn England sei das Land, das unter der Wirkung des großen Umschwungs auf dem Kontinent am meisten leide. Deutschland müsse vernichtet werden.

    Mit dieser Ideologie vertraut, war noch Jahrzehnte später der  1st Baron Robert Vansittart. Um Hitlers aufrichtige Friedensangebote abzublocken, schrieb er an Außenminister Lord Halifax u. a.:                                                                                             „Das deutsche Reich und die Reichsidee sind seit 75 Jahren der Fluch, der auf der Welt lastet, und wenn wir ihn diesmal nicht stoppen, dann stoppen sie uns. Der Feind ist das Deutsche Reich und nicht etwa der Nazismus.“ 

    Dieser Haß gegen das II. Reich hatte vor allem seine Uraschen zuerst in der Person des Kanzlers Otto von Bismarck. Er wollte kein Vasall der Briten sein und weigerte sich, damals als preußischer Ministerpräsident, am Krimkrieg (1854) 
 teilzunehmen (dieser ist nicht der Knochen eines pommerschen Grenadiers wert).  Bismarck war seit 1871 der unbestechliche, erratische Block, der sich den Forderungen dieser sogenannten „liberal-demokratischen“, westlichen Wertegemeinschaften noch widersetzen konnte. Dies im Verbund mit Rußland, vor allem mit dem russischen Zaren. In seinen Erinnerungen lesen wir desöfteren, daß er auch das russische Volk sehr schätzte. Er schloß mit Rußland, mit diesem „barbarischen Reich“, wie die Gegner Bismarcks dieses Reich immer nannten, vor allem die Kronprinzessin Victoria, den Rückversicherungsvertrag.

    Hier möchte ich hervorheben, daß Deutschland dabei gut gefahren ist. Daß Deutschland sich im Krieg gegen Frankreich 1870 erwehren konnte, hatten wir der Neutralität Rußlands zu verdanken; ebenso die Gründung des II. Reiches. Während des Deutsch-Französischen Krieges lagen die Sympathien des Zaren Alexander II. bei Deutschland, was er unter anderem durch Ordensverleihungen an die deutschen Heerführer und durch Ernennung des Kronprinzen Friedrich zum russischen Generalfeldmarschall zeigte. Hier ist es angebracht zu erwähnen, daß die USA  im deutsch-französischen Krieg von 1870/71 zwar ihre Neutralität erklärten, aber trotzdem an die Franzosen Waffen lieferten. Außerdem verurteilte die US-Regierung die Rückkehr Elsaß-Lothringens zum Reich, das seinerzeit Ludwig XIV. dem Reich abgenommen hat. Der Kaiser konnte dies damals nicht verhindern, wie auch nicht die Zerstörung Heidelbergs durch General Menelac, da die Türken (1683) Wien belagerten. 

    Vor allem war es  die Kronprinzessin Victoria, die Gattin Kaiser Friedrichs, die Tochter der Königin Victoria, die Bismarcks Außenpolitik mit Unterstützung der liberalen Presse und des Generalfeldmarschalls Alfred von Waldersees, dem Nachfolger Helmuth von Moltkes (1800-1891) als Generalstabschef,  auf einen Bruch mit dem „barbarischen“ Rußland hinarbeiteten. Bismarck beklagte sich seinerzeit bitter über diese „britische Hure", wie er sie abfällig nannte, die seine Außenpolitik kontern wollte.

    Diese Hofkamarilla wollte, daß Bismarck sich auch in die inneren Angelegenheiten Bulgariens einmischt, um Rußland herauszuhalten.
  Zur Begründung der Heeresvorlage sagte Bismarck im Reichstag:                                                                                             „Wir haben keine kriegerischen Bedürfnisse, wir gehören zu den – was der alte Fürst Metternich nannte: saturierten Staaten, wir haben keine Bedürfnisse, die wir durch das Schwert erkämpfen können. … Was ist uns denn Bulgarien? Es ist uns vollständig gleichgültig, wer in Bulgarien regiert, und was aus Bulgarien überhaupt wird – ich wiederhole hier, was ich früher mit dem viel gemißbrauchten und totgerittenen Ausdruck von den Knochen des pommerschen Grenadiers gesagt habe: die ganze orientalische Frage ist für uns keine Kriegsfrage. Wir werden uns wegen dieser Frage von niemand das Leitseil um den Hals werfen lassen, um uns mit Rußland zu brouillieren (entzweien). Die Freundschaft von Rußland ist uns viel wichtiger als die von Bulgarien. … Der Gedanke, einen Krieg zu führen, weil er vielleicht späterhin unvermeidlich ist und späterhin unter ungünstigeren geführt werden könnte, hat mir immer fern gelegen, und ich habe ihn immer bekämpft. … Ich kann der göttlichen Vorsehung nicht so in die Karten schauen, daß ich das vorher wüßte. Mein Rat wird nie dahingehen, einen Krieg zu führen deshalb, weil er später doch geführt werden muß.“ 
 

    Schließlich gelang dieser Hofkamarilla der Sturz Bismarcks und die Kündigung des Rückversicherungs-Vertrags mit den Russen, worin die Russen nun mit Recht eine Kriegsgefahr von deutscher Seite sahen. Die Präventivkriegs-Pläne des Generalstabschef Waldersees werden den Russen auch nicht unbekannt geblieben sein. 

    Bismarck hat die Verlängerung des Rückversicherungsvertrages noch vorbereitet. Wilhelm II. teilte noch am 17. März 1890 dem russischen Botschafter Suwalow mit, daß er zum Vertragsabschluß bereit sei. Vielleicht erinnerte der Kaiser sich an den Rat, den ihm einst sein Großvater Wilhelm I. gab:

„Mit dem russischen Kaiser mußt Du immer auf Tuchfühlung bleiben. Mit dem ist kein Streit notwendig.“ 

    Aber wenige Tage darauf widerrief er seine Absicht. Den Briten ist es nun mit Hilfe deutscher „Westler“ gelungen, wonach sie schon lange strebten, auf die deutsche, auswärtige Politik einzuwirken, und den Pakt mit den Russen zu sprengen. 

    Die antideutsche Fraktion am russischen Hof, denn auch dort waren die Briten und Franzosen tätig, bekam nun Oberhand. So schlossen die Russen schon  1892 mit Frankreich ein Militärabkommen.  Ein  Rückversicherungsvertrag mit England, den man vorher versprach und den Bismarck noch anstrebte, wurde bis auf weiteres nicht mehr angestrebt. Die Briten wollen sich nicht binden lassen, behaupteten immer die britischen Außenminister.
    Der US-Diplomat George F. Kennan, Friedenspreisträger des deutschen  Buchhandels, ein sehr guter Kenner der deutsch-russischen Geschichte, bezeichnete den Ersten Weltkrieg als die Urkatastrophe des Jahrhunderts:
„Die russisch-französische Militärkonvention von 1892/94 erscheint als ein großes Unglück, weil sie das innenpolitisch nervöse Rußland außenpolitisch enthemmte. Kennan zeigt, was für zum Teil begabte, charakterlich aber bedenkliche Gestalten: französische Chauvinisten, russische Panslawisten, mehr gefühlsmäßig als rational bestimmte Deutschenhasser wie namentlich Zar Alexander III., dieses Bündnis mit Eifer vor 1892 erstrebten und vorbereiteten. Dagegen erscheint die deutsche Politik sehr friedfertig und vornehm (Fettdr. d.V.)." 
 

    Das Jahr 1908 war für den Kriegsausbruch 1914 von großer Bedeutung. König Eduard VII. von England, der Vetter Wilhelm II., der Gründer der „entente cordial“, besuchte Reval und dort wurde beschlossen, daß der Dreierverband (Tripelentente) die mazedonische Frage zum Anlaß nehmen sollte, um die Türkei, und auch Deutschland als Verbündeter, zu brüskieren. Weiter wurde beschlossen, daß Rußland sein großes Heeresprogramm bis zum Jahre 1914/15 durchführen sollte. Finanziert von den Briten und Franzosen. Drei Jahre vorher hatte man  auf der Londoner Konferenz vom 14. November noch   beschlossen, die russischen Anleihen wegen des „Beileis-Prozesses“ (ein Prozeß, den man mit dem Dreyfus-Prozeß vergleichen könnte) zu boykottieren, um   auf die russische Regierung Druck auszuüben.

    Am 25. Juli 1905 trafen sich Zar Nikolaus II. und Wilhelm II. in Abwesenheit ihrer Außenminister (der russische wollte sich nicht beteiligen) auf der Insel Björkö in den Finnischen Schären. Wilhelm II. wollte gerne noch ein Defensivbündnis wie unter Bismarck abschließen, was ihm aber nicht gelang. Aber Willy und Nicki, sie duzten sich, kamen überein, keinen Befehl zur Generalmobilmachung zu unterschreiben, um somit einen Krieg zwischen Rußland und Deutschland zu verhindern. Aber diejenigen, welche den Krieg wollten, waren zu mächtig und verfälschten die Dokumente (Possony). Als am 29. Juli in Petersburg die Falschmeldung eintraf, österreichische Batterien hätten in der vorausgehenden Nacht bereits Belgrad beschossen, erteilte Zar Nikolaus II. am Nachmittag auf Drängen der Generäle die Genehmigung zur Generalmobilmachung. Es waren die Großfürsten Nikolai Nikolajewitsch, der dritte Sohn von Zar Nikolaus I., und Nikolai Michailowitsch, die vor allem den Zaren zur Generalmobilmachung drängten und meinten, einer mit Feigheit erkaufter Friede würde die Revolution im Inneren entfesseln. Dem schloß sich auch Innenminister Maklakov an, der offenbar den Zaren überzeugte, daß die innere Lage Rußlands zu diesem Entschluß dränge. 

    Zwei Weltkriege erschütterten dann das früher so gute deutsch-russische Verhältnis. Millionen von Bürgern beider Nationen wurden zum Opfer der beiden Weltkriege. Tausende von Städten und Dörfern in beiden Ländern wurden in Schutt und Asche gelegt. Das industrielle Potential zerstört und die Blüte der Jugend getötet. Argwohn, Feindschaft und geistige Verwilderung waren die Begleiterscheinungen dieser Kriege, und dies wirkt bis heute noch nach. Furchtbar waren die Auseinandersetzungen, vor allem im Zweiten Weltkrieg, tief liegen noch die Gräben zwischen Deutschland und Rußland und unverheilt sind die Wunden – und sie sollen auf Wunsch gewisser Politiker nicht heilen. 

    Nach dem Sturz des Zaren (Februar 1917) wollte Alexander Kerenskij, der Kriegsminister wurde, mit Deutschland Frieden schließen. Es waren die Westalliierten, vor allem auch Churchill, die Alexander Kerenskij an seinen Freimaurereid (B. Uschkujnik) erinnerten und zwangen, den Krieg gegen Deutschland fortzuführen.
  Der russische Historiker Iwanow belegt in seinem Buch „Von Peter I. bis auf unsere Zeit" (S. 466 f), daß fast sämtliche sozialistischen und kommunistischen Führer Freimaurer waren: Sawinkoff, Awksentjeff, Kerenskij, Burtzeff, Apfelbaum, Radek-Sobelsohn, Swerdloff, Lenin, Trotzki u. v. a.   

    Der französische General Noelle und der britische Botschafter Sir George Buchanan suchten Kerenskij auf und versprachen ihm, zusammen mit einer erneuten russischen Offensive eine Offensive im Westen zu beginnen. Aber den Russen fehlte es an allen: vor allem an Artillerie und Munition. Die darauf durchgeführte Kerenskij-Offensive  brach kläglich zusammen. Russische Soldaten griffen mit Stangen deutsche und österreichische Stellungen an. Nie zuvor wurde eine Armee derart verheizt für kapitalistische Interessen wie die russische in jenem Sommer 1917. 

    Lenin forderte in den „Aprilthesen“, in denen er nach seiner Rückkehr aus dem Exil den Sturz der provisorischen Regierung,  einen demokratisch legitimierten Frieden, und „Sowjets“ statt „Parlamente“. Die Bolschewisten schlossen mit Deutschland einen Frieden (Brest-Litowsk). Die Westalliierten fielen daraufhin sofort über ihre alten Kriegskameraden her. So hatte Churchill auch keine Bedenken nach dem Waffenstillstand Deutschlands mit Frankreich 1940, die französische Flotte, die in   in Mers-el-Kébir vor Anker lag, zu versenken, wobei 1200 französische Matrosen den Tod fanden. 
 Die Briten besetzten Murmansk und Archangelsk im Norden, ankerten mit ihrer Flotte vor der baltischen Küste und landeten auf der Krim und in Kaukasien. Im Westen griffen die Polen mit französischer Unterstützung an und konnten Kiew einnehmen. Die Amerikaner lieferten Waffen an die Weiße Armee und landeten im Osten des Reiches.  Die Tschechische Legion, die mit Kerenskij noch gegen Deutsche kämpfte, verbündete sich mit den Japanern und nahmen Wladiwostok ein. Die Macht der Sowjets war nur noch auf den Großraum Moskau beschränkt. Aber wie ein Wunder gelang es der Roten Armee durch furchtbar große Opfer ganz Rußland zu erobern.

    Diese Sowjet-Union sollte nun weiter bekriegt werden. Vor allem von den Deutschen. Lloyd George, der ehemalige Premier, schlug vor: 

„Füttern sie Deutschland, lassen Sie die Deutschen die Bolschewiken bekämpfen!’" 
  

    Dem schloß sich auch Winston Churchill an. Er hegte den hehren Wunsch, mit den Deutschen die Russen zu vernichten: 

„Von allen Tyranneien in der Geschichte ist die bolschewistische die ärgste, die zerstörendste, die degradierendste. Als ihn dann die Gattin des Premiers Asquith fragte: ‚Was (sollen) wir tun mit den Bolschewiken?’, antwortete er: ‚Tötet die Bolschewiken, küßt die Hunnen!’" 

    Aber die Hunnen ließen sich damals nicht küssen. Sie weigerten sich durch den Vertrag von Locarno, sich dem bloc sanitaire gegen die Sowjetunion anzuschließen. Aber gleichzeitig forderte Frankreich  die Sowjets auf, mit Hinweis auf  § 116 des Versailler Vertrages Forderungen an Deutschland zu stellen, damit die Sowjets die Vorkriegsschulden an Frankreich bezahlen können. Im Vertrag von Rapallo im Jahre 1922 wurde ein deutsch-russisches Abkommen geschlossen, in dem beide Mächte auf jegliche  Reparationsforderung verzichteten. Es wurden wieder diplomatische Beziehungen aufgenommen und die Anerkennung des Meistbegünstigungsprinzips förderte die wirtschaftliche Zusammenarbeit. Ein weiterer Weg zur deutsch-russischen Zusammenarbeit ging vor allem über die Reichswehr, deren Chef damals General von Seeckt war, der in der Sowjetunion spätere Bundesgenossen sah. Zwischen Reichswehr und Roter Armee entwickelte sich zum Vorteil der beiden Völker eine gedeihliche Zusammenarbeit. 

    Trotz der erworbenen Kenntnisse der westalliierten Erpressungen, enthüllte der jüdisch-sozialdemokratische Ex-Kanzler Philipp Scheidemann am 16. Dezember 1926 im Reichstag die bis dahin strikt geheime Zusammenarbeit zwischen Reichswehr und Roter Armee und verleumdete diese obendrein: 

„Drei Schiffe der Stettiner Dampfer Co., die ‚Gotenburg', die ‚Artushof' und die ‚Kolberg' hatten vor Wochen ihre Ladungen in Stettin gelöscht. Mit falschen Frachtpapieren hatten diese Dampfer ihre wirkliche Ladung getarnt, die angeblich aus Rundeisen und Aluminium bestanden hätten und von sowjetischen Häfen nach Deutschland kam. Die Ladung bestand vielmehr aus Giftgasgranaten der sowjetischen Gasfabrik Troitsk." 

    Dem schloß sich auch der Jude und Freimaurer Carl von Ossietsky an. Er verriet mit dem Artikel „Windiges aus der deutschen Luftfahrt" in der „Weltbühne" die Zusammenarbeit der Küstenabteilung der Lufthansa mit den Sowjets. Er wurde zu einer Gefängnisstrafe von 18 Monaten wegen Landesverrats verurteilt. 

    Dies führte zum Rücktritt des Kabinetts von Wilhelm Marx (Z) und zur Einstellung jeglicher Zusammenarbeit mit der Sowjetunion.

    Adolf Hitler hielt nicht viel von einer deutsch-sowjetischen Zusammenarbeit (ganz anders der ehemalige SA-Führer Ernst Röhm). Er war sträflich anglophil. Ähnlich dachte auch der berühmte, nicht einflußlose Schriftsteller Rudolf von Pannwitz. Im britischen Königreich sah er die abendländische Ordnungsmacht:

 „Großbritannien sei das einzige europäische Land, das als Weltmacht in der Lage sei, den Kontinent aus dem Einflußbereich der USA herauszuhalten (in Wirklichkeit war Großbritannien schon ganz von den USA abhängig). Amerika gegenüber müsse Europa eine Monroedoktrin aufstellen.“ Nichts fürchtete von Pannwitz mehr als die Amerikanisierung Europas. „Am Materialismus der Vereinigten Staaten könne die europäisch-asiatische Kultursynthese scheitern.“  

     In den Sowjets sah Hitler nur die jüdisch-bolschewistischen Untermenschen und setzte ganz auf Freundschaft mit England. 

    Alexander Solschenizyn war diese These auch nicht ganz fremd. Er schrieb:                                                                                          „Diese Menschen, die am eigenen Leib vierundzwanzig Jahre kommunistisches Glück zu spüren bekommen hatten, wußten 1941 bereits, was noch niemand in der Welt wußte: daß es auf dem ganzen Planeten und in der ganzen Geschichte kein bösartigeres, blutrünstigeres und gleichzeitig raffinierteres Regime gibt als das bolschewistische, welches sich selbst ‚sowjetisches‘ nennt; daß ihm weder an Vernichtungseifer noch an Beharrungsvermögen noch an radikaler Zielsetzung, noch an durch und durch ‚unifizierter Totalitarität‘ irgend ein anderes irdisches Regime gleichkommt, nicht einmal das schülermäßige Hitlerregime, welches damals dem gesamten Westen den Blick trübte.“ 

    Judah Leon Magnes, genannt „Fürst in Israel“, schrieb zusammen mit dem jüdischen Schriftsteller Israel Zwangwill das Buch „Now and forever“, in dem er den Weltbolschewismus als die Herrschaft des Judentums verherrlichte und für die ganze Welt verkündete. Darin heißt es: 

„Inzwischen haben wir Juden in Rußland die Freiheit gewonnen und großartige Rache genommen. Oh, es hat sich gelohnt, Pogrome zu erleiden! Die Regierung, welche uns verfolgt hat, windet sich hoffnungslos im Staub der Vergangenheit. Wo wir einst die Erniedrigten und Verfolgten waren, sind wir heute die stolzen und gnadenlosen Verfolger.“ 
 

    Am 11. März 1994 brachte die Frankfurter Allgemeine Zeitung unter „Russischer Schatten“ einen Artikel, der Hitlers Befürchtungen über die jüdisch-bolschewistische Gefahr bestätigte:

„Unter den führenden Repräsentanten und in den Schlüsselbereichen der neuen Macht waren Juden in den ersten Jahren in einem solchen Maß vertreten, daß nicht nur eingefleischte Reaktionäre oder eine rückständige bäuerliche Bevölkerung, sondern selbst Teile der westlichen Öffentlichkeit die ganze bolschewistische Revolution als den historischen ein- und erstmaligen Fall einer ‚jüdischen Machtergreifung’ ansahen. … Mußte das auf einen beispiellosen ‚roten Terror’ gegründete Regime dieser wie aus dem Nichts auftauchende Machtclique, die in der Mehrheit jedenfalls nicht aus Russen bestand, nicht wahrhaftig wie eine Bestätigung aller traumatischen russischen Ängste vor einer Fremdherrschaft im eigenen Land, vor dem ‚Antichrist’ auf dem Thron – oder eben auch vor der prophezeiten Herrschaft der ‚Weisen von Zion’ erscheinen?“

    Zum Großadmiral Erich Raeder, den er aus der Reichswehrzeit übernommen hat und der von Hitlers Liebe für England nicht viel hielt und die Aufrüstung der Flotte forderte, sagte Adolf Hitler:

„Da brauchen sie sich keine Sorgen machen, Herr Admiral, ich werde es nie zu einem Krieg mit England kommen lassen.“ 
   

    Aber diesen Krieg konnte er nicht verhindern, weil die englische Regierung, die Vertreter der Hochfinanz, diesen wollte. Joseph Goebbels schrieb in sein Tagebuch am 13. März 1939:

„Ribbentrop vertrat den Standpunkt, daß es später mit England zum Konflikt kommen muß." 

    Die angelsächsischen Kapitalisten kannten Hitlers Vorliebe für England und köderten ihn mit einem Angriff auf die Sowjetunion. So äußerte sich Sir Neville Henderson gegenüber William Edward Dodd, US- Botschafter in Berlin, schon lange vor Kriegsbeginn: 

„Ich besuchte Ambassadeur Henderson. Ich fragte ihn über die Haltung seiner Regierung zu Deutschland. Deutschland muß den Donau-Balkanraum beherrschen, sagte er, was bedeutet, daß es ganz Europa beherrscht. England und sein Imperium sollen mit den Vereinigten Staaten die Meere beherrschen. Frankreich kann man vergessen." 
  

    Lord Lothian besuchte Hitler am 4. Mai 1937 und teilte ihm mit, daß er vom britischen Außenminister autorisiert sei zu sagen,  daß „Großbritannien in Osteuropa keine primären Interessen habe."

    Schon 1936 ließ Lord Lothian, der spätere Botschafter in Washington, Außenminister Antony Eden wissen: 

„Großbritannien dürfe den osteuropäischen Staaten, gegen die Deutschland Ansprüche anmeldet, nicht beistehen, da sonst diese deutschfeindlichen Gruppen in den nächsten Monaten einen Krieg vom Zaune brechen würden, bevor Deutschland voll gerüstet ist." 
 

    Als Halifax, noch als Lordsiegelbewahrer, am 19. November 1937 Hitler auf dem Berghof besuchte, stimmte er Hitler zu, daß der Bolschewismus die einzige Katastrophe sei und er Deutschland als ein Bollwerk gegen den Bolschewismus betrachtet. Er ließ Hitler wissen, daß Änderungen der europäischen Ordnung vorzunehmen seien und erwähnte in diesem Zusammenhang Danzig, Österreich und die Tschechoslowakei. 

    William Bullitt, US-Botschafter in Paris und engster Vertrauter Roosevelts, einer der Hauptkriegstreiber, gab in einem Gespräch mit dem polnischen Botschafter Jerzy Potocki gerade heraus zu, daß es der Wunsch der Westalliierten sei, daß sich die Deutschen im Kampf mit den Russen zerfleischen – was ihnen dann auch gelungen ist: „Präsident Roosevelt sei entschlossen, Amerika in den nächsten Krieg hineinzuziehen, der sechs Jahre dauern könne. Von Deutschland und Hitler habe er mit außerordentlicher Heftigkeit und bitteren Haß gesprochen. … Es sei der Wunsch der demokratischen Staaten, daß es dort im Osten zu kriegerischen Auseinandersetzungen zwischen dem Deutschen Reich und Rußland komme. Da das Kräfte-Potential der Sowjetunion bisher nicht bekannt sei, könne es sein, daß sich Deutschland zu weit von seiner Basis entferne und zu einem langen und schwächenden Krieg verurteilt werde. Dann erst würden die demokratischen Staaten, wie Bullit meint, Deutschland attackieren und es zu einer Kapitulation zwingen" 

    Valentin Falin, ein ausgezeichneter Kenner der politischen Geschichte, begab sich nach dem Sturz in der Sowjetunion nach Hamburg und habilitierte sich mit dem Buch „Die zweite Front", in dem er die Alliierten beschuldigte, ein möglich rasches Ende des Zweiten Weltkriegs bewußt auf Kosten der Sowjetunion hinausgezögert zu haben. Dies war auch bewußt auf Kosten des deutschen Volkes geschehen. Deutsche und Russen sollen sich aufreiben (Siehe auch Martin Allens „Churchills Friedensfalle“!). So konnten sie auch noch richtig die Städte bombardieren. So waren die Westalliierten von Anfang an auch daran interessiert, daß die Deutschen und Polen sich gegenseitig aufreiben.

    In der Einleitung zu „Dokumente und Materialien aus der Vorgeschichte des zweiten Weltkrieges, Moskau 1983, steht zu lesen:

„Die Regierungen Großbritanniens und Frankreichs trafen keine wirksamen Maßnahmen gegen die aggressiven Aktionen der faschistischen Mächte, obwohl sie im Zusammenwirken mit der UdSSR dem Aggressor hätten Einhalt bieten können und Schritte im Interesse der Friedenssicherung und internationalen Sicherheit unternehmen können. Sie gingen aber einen anderen Weg. Ihre außenpolitische Strategie bestand darin, die deutsche Aggression von ihren Ländern abzuwenden und gegen den Osten zu lenken, vor allem gegen die Sowjetunion. … Die von den regierenden Kreisen Großbritanniens und Frankreichs betriebene ‚Befriedungspolitik’ wurde von den USA unterstützt. Sie hatten eine ‚Politik der Neutralität’ verkündet, begünstigten in Wirklichkeit die Aggression.“    

    Der Baptist und damalige Senator Harry Truman, der spätere Präsident der Vereinigten Staaten, schloß sich diesen Wünschen an: 

„Sollte Deutschland sich siegreich erweisen, so haben wir Rußland zu helfen oder umgekehrt. Die Beiden müssen sich nach Möglichkeit umbringen." 

    Das Abkommen in München von 1938 wurde mit dem Wunsch geschlossen, daß die Deutschen sich dann gegen Osten wenden. 

    Churchill wollte immer schon andere in den Krieg hetzen. 

„Er würde fünfzig zu eins wetten, daß Deutschland in nächster Zeit die Tschechoslowakei nicht angreifen würde. Er würde es vorziehen, wenn die Tschechoslowakei einen Krieg hervorrufen würde, so notierte man im tschechischen Außenministerium im April 1938 seine Äußerungen aus einem diplomatischen Hintergrundsgespräch.“ 
 

    Churchill wußte, daß Hitler ohne Rußland nicht zu besiegen war und unterließ nichts, um die Deutschen zu einem Krieg gegen Rußland zu animieren. So ließ er Hitler Informationen zukommen, daß es in England Kräfte gab, wie der Ex-Außenminister Halifax und der britische Botschafter in Madrid, Sir Samuel Hoare, die, falls Hitler Rußland angreifen würde, Churchill stürzen würden. So schrieb der  Chef für „Special Operationen“, Hugh Dalton, an Außenminister Eden, daß er die Politik Churchills nicht billige, woraufhin er entlassen wurde. 

    Der britische Historiker Martin Allen überprüfte alle zugänglichen Dokumente und kam zu der Schlußfolgerung, daß die britische Regierung Hitler Dokumente zukommen ließ, woraus hervorging, daß, wenn der Krieg mit der Sowjetunion ausbrechen würde, die Briten bereit wären, mit Deutschland Frieden zu schließen. „Dalton, Eden, Sir Robert Vansittart und Robert Bruce Lockhardt kamen zu einem streng geheimen Treffen in Woburn Abbey zusammen. Dort berieten sie, wie man sich einen Festlandsdegen gegen Deutschland verschaffen könnte, um Hitler mit fremder Hilfe niederzuringen. Wir sollten daher Deutschland ermutigen, Rußland anzugreifen, indem wir es mit dem Gerücht in die Irre führen, daß große politische Fraktionen in Großbritannien … bereit seien, einen Kompromißfrieden zwischen England und Deutschland zu erzwingen, um den gemeinsamen Feind, den Bolschewismus zu vernichten.“ 
      

    Diese Ansicht vertrat auch der polnische Historiker Eugeniusz Guz: 

„In London war man gar nicht daran interessiert, daß Polen nach einem Überfall Hitlerdeutschlands lange Widerstand leisten kann. Wie sollte man sonst u. a.  die Tatsache werten, daß z. B. die Rumänen von den Briten 5,5 Millionen Pfund geliehen bekamen, China zur gleichen Zeit ein Kredit von 500 Millionen Pfund versprochen wurde, den Polen aber nichts? Polen sollte durch Hitler schnell geschluckt werden. Man hoffte auf einen baldigen Zusammenstoß zwischen Hitler und Stalin, und Polen war als Opferlamm auserkoren." 

    Dafür mußte Polen geopfert werden, was die Polen heute noch nicht begriffen haben, denn sie sehen heute in den Amerikanern immer noch ihre Befreier und Beschützer und arrangieren sich mit dieser raumfremden Macht.

    Erst viel später merkte Hitler, daß die britische Regierung ein Doppelspiel trieb und ihn nur in den Krieg hineinziehen wollte, damit er in einem Krieg gegen die Sowjetunion die Kastanien für die Wallstreet-Mafia aus dem Feuer hole. Dies dürfte wohl auch Stalin gemerkt haben. Es kam daher zum Ribbentrop-Molotov-Abkommen.

   War nun dieses Abkommen von den Partnern ehrlich gemeint? Darüber sind sich die Historiker heute noch nicht einig. Ich möchte nicht ausschließen, daß Hitler damit die Briten zum Einlenken zwingen wollte. Aber die gingen darauf nicht ein. Im Gegenteil: Sie schlossen am 25. August mit Polen einen Militärpakt auf Gegenseitigkeit. Ein Pakt, der die Polen reizte, die Deutschen zum Krieg zu provozieren.

    Adolf Hitler war nun überzeugt, einem Zweifrontenkrieg entkommen zu sein,  was sicherlich zu seiner Neigung, den Krieg zu beginnen, beigetragen hat. So steht auch in den „Akten zur deutschen auswärtigen Politik" (Anhang),  was er gegenüber den Generälen nach dem Ribbentrop-Molotow-Abkommen äußerte: 

„Meine Herren, es gibt keinen Zweifrontenkrieg!"

    Stalin sah in diesen Pakt, davon bin ich überzeugt, die Möglichkeit, Hitler zum Krieg gegen die Westmächte zu animieren. Der sowjetische Botschafter in London, Ivan Maisky, bestätigte, daß es durch diesen Pakt mit Deutschland zum Krieg kommen werde.

    Der Schwiegervater Stalins und Chef des Politbüros der KPdSU, Lazar Kaganowitsch, schrieb schon 1934:

„Ein deutsch-französischer Krieg würde den Interessen der SU sehr entgegenkommen.“ 
  

    Die Sowjets ratifizierten den Vertrag erst, als sie wußten, daß Hitler marschieren würde. Immer wieder ermahnte Ribbentrop sie, den Vertrag zu ratifizieren. So in einem Schreiben am 27. August 1939, am 28. und am 30. gleich zweimal. 

„Das sowjetische Parlament“, hieß es, „versammelte sich gestern (29.8.39)“, um u. a. den deutsch-russischen Pakt, der auf der Tagesordnung stand, zu ratifizieren. Aber „der Antrag wurde aus unerklärlichen Gründen wieder zurückgezogen.“ 

    Diese Taktik Stalins bestätigte später auch Georgi Dimitroff, Generalsekretär der Komintern, in seinen Tagebüchern: 

„Als Führer dieses Staates schloß Stalin 1939 den Pakt mit Hitler im Bewußtsein, der kommende Krieg werde um die Weltherrschaft geführt. 1939 war die Sowjetunion neutral, aber Stalin hatte nichts dagegen, wenn sich zwei Gruppen kapitalistischer Staaten gegenseitig schwächten. … Nicht schlecht, wenn Deutschland die Lage der reichsten kapitalistischen Länder (vor allem England) ins Wanken brächte. Hitler selbst zerrüttet und untergräbt, ohne es zu verstehen und zu wollen, das kapitalistische System. Wir können manövrieren, eine Seite gegen die andere aufbringen, damit sie sich noch stärker in die Haare kriegen." 

    Stalin war ein gelehriger Schüler Lenins. Dieser schrieb: 

„Kommt es nicht von selbst zum Krieg, so muß dieser angestiftet werden. …  Keine Macht der Welt kann den Weg von der kommunistischen Weltrevolution  zur Sowjetischen Weltrepublik aufhalten." 

    Stalin hielt am 19. August 1939, vier Tage vor der Unterzeichnung des Molotov-Ribbentrops-Paktes, vor den Politbüro-Mitgliedern eine Rede, aus der hervorging, daß er sich einen Erschöpfungskrieg zwischen Deutschland und den Westalliierten wünsche und er dann die Möglichkeit habe, den Westen zu sowjetisieren (sowjetisazija). Diese Rede wird zwar bestritten, aber Wolfgang Strauss, einer der besten Kenner der Geschichte der Sowjetunion, belegte nun in einem Artikel im „freiheitlichen Magazin“ „Die Aula“ (Nr.6/2005), daß die russische Historikerin T. S. Buschujewa im Literaturmagazin Nowij Mir (Nr.4/1994) diese Rede veröffentlichte. „Auf der Grundlage der Veröffentlichung in Nowij Mir starteten Historiker an der russischen Elite-Universität Nowosibirsk eine Untersuchung der gesamten Vorgeschichte des Zweiten Weltkrieges. Ihre Forschungsergebnisse erschienen im April 1995 unter der Überschrift ‚1. September 1939 – 9. Mai 1945’. Einer der Verfasser, W. L. Doroschenko, spricht bezüglich der Stalinrede von einem ‚phänomenalenText’, der nun endgültig die Behauptung der stalinistischen Apologeten, eine solche Parteibüro-Sitzung habe gar nicht stattgefunden, als Lüge entlarve. ‚Stalin als Provozierer des Zweiten Weltkrieges’, so der Titel des Doroschenko-Beitrages, der die Thesen folgender revisionistischer Militärhistoriker bestätigte: Viktor Suworow, Walter Post und Heinz Magenheimer.“

    Dieses Täuschungskapitel analysiert im „Nowosibirsker Sammelband“ der Historiker M. Nikitin (S. 122 bis 146):              „Aus den Dokumenten geht eindeutig hervor, daß die sowjetische Führung im Frühjahr 1941 Deutschland als den Hauptfeind betrachtete. … Ein Kompromiß kam nicht mehr in Betracht, beide Seiten bereiteten sich darauf vor, ihre Ziele mit militärischen Mitteln zu erreichen. … Spätestens nach dem Molotow-Besuch in Berlin im November 1940 ist  Stalin zu einem „Überfall auf Deutschland" („napadenija na Gemmaniju") entschlossen gewesen. … Das Hauptziel bestand in der territorialen Ausdehnung der ‚sozialistischen Welt' Richtung Westen, im Idealfall die Eroberung ganz Europas. …Die Zersplitterung der Wehrmacht an vielen Fronten im Westen erschien in Moskau als einmalige Chance, in einem Überraschungsschlag Deutschland zu vernichten. … Die UdSSR lebt in einer kapitalistischen Umzingelung', schrieb Schtscherbakow. Unausweichlich ist der Zusammenstoß zwischen der Welt des Sozialismus und der Welt des Kapitalismus. … Der Leninismus lehrt, daß ein sozialistischer Staat zu militärischen Angriffshandlungen übergehen muß, sobald die internationale Lage dafür günstig ist und wenn dieser Krieg zu einer Erweiterung der Grenzen des Sozialismus führt.“ (S. 137 f.) 

    Stalins Interesse an einem Krieg bestätigten auch die Depeschen zwischen dem Volkskommissarit für auswärtige Angelegenheiten in Moskau und dem sowjetischen Botschafter in Tokio aus dem Jahre 1940, die den Japanern in die Hände gefallen waren und von dem japanischen Historiker Hosoya Chihiro veröffentlicht wurden. In einem der Telegramme aus Moskau vom 12. Juli 1940 hieß es:       „Der Abschluß unseres Vertrages mit Deutschland war diktiert von dem Bedürfnis nach Krieg in Europa.“ 

      Am Tag der Paktunterzeichnung trafen sich Molotow. Woroschilow, Berija,, Mikojan und Chruschtschow  auf Stalins Datscha. Laut Chruschtschow soll Stalin gesagt haben, man habe Hitler vorläufig getäuscht, wobei er zu verstehen gab, daß ein Krieg in Zukunft mit Deutschland unvermeidlich sei. 
 

    In einem Rundbrief an alle ausländischen kommunistischen Parteibüros nach der Garantierklärung an Polen schrieb Dimitroff, der Vorsitzende der „Kommunistischen Internationale“:

„Die Sowjetregierung und die Komintern haben … beschlossen, daß es das Beste ist, sich von dem Konflikt herauszuhalten und sich mittlerweile bereitzuhalten zum Einschreiten, wenn die in dem Konflikt verwickelten Mächte durch den Krieg geschwächt sind, in der Hoffnung, eine soziale Revolution herbeizuführen.“ 

    Am 31. August führten die Polen die Generalmobilmachung durch, nachdem sie schon am 26. März 1939 eine Teilmobilmachung durchgeführt hatten.  Dies war sicherlich auch ein Anlaß zum Krieg. Es war kein Überfall, wie immer behauptet wird.  Hitler, der ja sicherlich davon ausgegangen ist, daß die Westmächte doch nicht eingreifen werden,  ist nun  zu der Erkenntnis gekommen, daß die Engländer und Franzosen mit der Kriegserklärung ernst machten. Er hatte nun wirklich Angst. Um die Kriegserklärung der Engländer und Franzosen zu verhindern, veranlaßte er sofort von Ribbentrop, Fritz Hesse anzurufen, den Pressebeirat an der deutschen Botschaft in London, der dort noch weilte, was er am 2. September 1939 gegen 7 Uhr tat: 

„Sie wissen doch, wer hier spricht, bitte nennen Sie mich nicht beim Namen. Bitte, gehen Sie sofort zu Ihrem Vertrauensmann. Sie wissen ja, wen ich damit meine, und erklären Sie ihm folgendes: Der Führer ist bereit, aus Polen wieder herauszugehen und Schadenersatz für den bereits angerichteten Schaden anzubieten unter der Voraussetzung, daß wir Danzig und die Straße durch den Korridor erhalten, wenn England im deutsch-polnischen Konflikt die Vermittlung übernimmt. Sie sind vom Führer ermächtigt, diesen Vorschlag dem englischen Kabinett zu unterbreiten und sofort Verhandlungen hierüber aufzunehmen. Betonen Sie noch einmal, daß Sie im ausdrücklichen Auftrag Hitlers handeln und daß dies nicht etwa eine Privataktion von mir ist, damit es kein Mißverständnis in der Angelegenheit gibt."

    Sir Horace Wilson, Staatssekretär im britischen Außenministerium und Chamberlains Berater, war der Vertrauensmann. Gegen 22 Uhr traf Hesse bei Wilson ein. Er teilte Hesse mit, daß Hitler keine Bedingungen stellen, die Deutschen zuerst Polen verlassen und den status quo wieder herstellen müßten, bevor es zu Verhandlungen kommen könnte. 

    Nun war Adolf Hitler in der Falle und konnte erpreßt werden. Davon machte Stalin reichlich Gebrauch. Über dieses Doppelspiel Stalins vermerkte Italiens Außenminister Graf Ciano in seinem Tagebuch: 

„Es ist klar, daß die russische Politik immer betonter antideutscher wurde. Die Hauptstadt, in der am meisten gegen den deutschen Sieg konspiriert wird, ist Moskau. ... Damals glaubte man nicht an einen deutschen Sieg (übrigens auch nicht General Badoglio). Ein Angriff auf die Maginotlinie ist zum Mißerfolg verurteilt. Er (Badoglio) kenne die Linie persönlich und glaube, ein Durchbruch würde 4 Monate dauern und Opfer von einer Million Soldaten erfordern.“ 
 „Stalin wollte Deutschland in den Krieg und Europa in die Krise treiben, weil er an einem langen und ermüdeten Kampf zwischen den Demokratien und Hitler glaubte. Aber die Dinge haben sich überstürzt (durch den schnellen Sieg über Frankreich) und jetzt versucht Moskau das Wasser zu trüben." 

    Hitler glaubte, wie dies aus einem Brief an Mussolini zu ersehen ist, daß Stalin sein Bestreben nach der Weltrevolution, im Gegensatz zu Lenin und Trotzki, abgelegt hat. Der polnische Historiker Bogdan Musil belegte in seinem Buch „Kampfplatz Deutschland: Stalins Kriegspläne gegen den Westen“, daß  Stalin seine Pläne auf eine  Weltrevolution nicht aufgegeben hat und, um dies zu erreichen, zuerst Deutschland besiegt werden mußte. Er hatte die Absicht, ganz Europa zu besetzen. Der schnelle Sieg über Frankreich brachte Stalins Pläne durcheinander, schöpfte aber wieder Hoffnung, nachdem Churchill ihm Unterstützung durch den Botschafter Sir Staffors Cripps anbot.  Er erhielt eine positive Antwort, was auch Churchill veranlaßte, auf Hitlers Friedensangebote nicht einzugehen.   
    Hitler bot Molotov bei seinem Besuch vom 12. bis 14. November 1940 in Berlin an, sich der Achse Rom-Berlin-Tokio anzuschließen (Eurasien-Pakt), um so die kapitalistischen Mächte in Schach zu halten.  Molotov wollte davon nichts wissen und ließ Hitler seine Abneigung gegen das III. Reich spüren und stellte an die Reichsregierung Forderungen, welche diese aus Sicherheitsgründen nicht hinnehmen konnte, so die Kontrolle über die Durchfahrten zur Ostsee. Am 18. Dezember 1941 wurde der Plan „Barbarossa“,  ein Krieg gegen die Sowjetunion in Erwägung gezogen. Endgültig wurde er beschlossen, nachdem bekannt wurde, daß die Sowjets am 27. März 1941 den Sturz der deutschfreundlichen Regierung in Yugoslawien verursacht haben.       

    Dieser furchtbare, schicksalshafte Krieg gegen die Sowjetunion begann nun am 22. Juni 1941. Stalin hatte damit nicht gerechnet, weil er von der Angst Hitlers vom Zweifrontenkrieg wußte. War dies nun ein Angriffs- oder ein Präventivkrieg? Auch dies ist sehr umstritten. Sicherlich ahnte man, daß ein  Angriff zu erwarten war. Die Rote Armee war hochgerüstet. Laut Bericht des Oberbefehlshabers der Armee, Wilhelm Keitel, an Hitler, besaßen die Sowjets 35 000 Panzer und die Wehrmacht nur 2200. Über die Anzahl der Flugzeuge wußte man auch nicht genau Bescheid.

    Generalfeldmarschall Ritter von Leeb verzeichnete in seinen Tagebuchaufzeichnungen und Lagebeurteilungen:

„25.3.1941: Russe transportiert Truppen heran! 

11.6.1941: Bad Polzin-Berlin. Frühstück beim Führer. Aussprache, warum Krieg gegen Rußland. Fußnote 33: Der Führer frug nach den voraussichtlichen Kämpfen bei unserer 291. Division; dort steht einer deutschen eine Übermacht von 5 russischen gegenüber. Vor unserer Heeresgruppe ist das Kräfteverhältnis: 26 deutsche gegen 35 russische Divisionen! Barbarossa scheint am 24. oder 25. 6. anzulaufen. 
  

    Viktor Suworow, Pseudonym für Wladimir Bogdanowitsch Resun, ehemaliger Generalstabsoffizier der Roten Armee, behauptete in seinem Buch 
, daß Stalin im Sommer 1941 angreifen wollte. Es war schon der Wunsch Stalins, daß Hitler die Polen angreife, um so einen Krieg mit den Westmächten auszulösen. Stalins Pakt mit Hitler diente diesen Zweck, den er als Eisbrecher (um ganz Europa zu erobern) benutzen wolle.    

    Diese These bestätigte, sehr gut dokumentiert, der Grazer Historiker Ernst Topitsch in seinem Buch „Stalins Krieg" und der Militärhistoriker Joachim Hoffmann in „Stalins Vernichtungskrieg 1941 – 1945“.    Sogar der der SU nicht abgeneigte Rudolf Augstein gelangt zu der Erkenntnis, daß Hitler am 22. Juni 1941 Stalin zuvorgekommen sei, zu einem Präventivschlag „wäre es ein Jahr später zu spät gewesen".
 
    Befragt zur Präventivkriegsdebatte, antwortete der Historiker  Hans Mommsen:                                                                                       „Gute Frage. Ich werde das zunächst aufgrund der neuesten Forschung genauer prüfen. Hitlers Angriff auf die Sowjetunion sei zwar ein ‚strategischer Fehler’ gewesen, doch Stalin hätte den Krieg auf jeden Fall begonnen, jedenfalls ein Jahr später." 

     Der Historiker Helmbach zitiert die Rede Stalins vom  5. Mai 1941 vor Absolventen der Offiziersakademie der Roten Armee: 

„Unsere Politik des Friedens und der Sicherheit ist gleichzeitig eine Politik der Kriegsvorbereitung. Der Krieg mit Deutschland (wird) fast unvermeidlich im Jahre 1942 ausgetragen.  Es gibt keine Verteidigung ohne Angriff. Man muß die Armee im Geist des Angriffs erziehen. Man muß sich auf den Krieg vorbereiten." 
     

    Victor Suworow und Joachim Hoffmann „schließen aus der Aufstellung der sowjetischen Truppen im Aufmarschgebiet – namentlich die Konzentrierung der Panzerverbände in den Grenzvorsprüngen Bialystok und Lemberg und der weit nach vorn gelegten Artillerieverbände, Fliegergeschwader und Depots für die Versorgung, auch dem Verzicht auf rückwärtige Vorbereitungen für die Verteidigung  –, daß diese Armee zum Angriff einmarschiert war und daß Stalin die Befehle zum Aufmarsch erteilt hatte, ehe Hitler sich zu einem Feldzug im Osten entschlossen hatte.“ 

    Das „M“ im Buchtitel von Suworow steht für den Tag der offenen, nicht der heimlichen Mobilmachung:
„Die heimliche Mobilmachung war zur Vorbereitung eines Angriffskrieges bestimmt, für die Verteidigung des Landes wurde nichts unternommen. Die heimliche Mobilmachung hatte so kolossale Ausmaße erreicht, daß sie sich nicht mehr tarnen ließ. Hitler war nur noch die eine Möglichkeit geblieben, sich durch einen Präventivschlag zu retten. Hitler kam Stalin damit um zwei Wochen zuvor. Das ist der Grund, weshalb es zum ‚Tag M‘ nicht kam.“

    Der jüdische Historiker Rudolf Kreis meinte, „es ging Hitler bei seinem Einfall in Sowjetrußland in pragmatischer Weise um machtmäßig-existenzielle (Rohstoffe) und nicht um ideologische Fragen, schon gar nicht um Lebensraumordnung in Osteuropa. Wenn in der deutschen Kriegspropaganda ideologische Phraseologie wie Kampf dem ‚jüdischen Bolschewismus’ verwandt wurde, die auf einen Weltanschauungskrieg deuten konnte, so sollte sie einen Angriffskrieg rechtfertigen und von dem gerade nicht mutigen Motiv der Angst Hitlers vor einem gefährlichen Überfall Sowjetrußlands auf Deutschland, das wegen der gewaltigen Truppenmassierung vor der russisch-deutschen Demarkationslinie nicht ausgeschlossen werden konnte, ablenken und zugleich Kampfkraft mobilisieren. ‚Kreuzzugs’-Ziele waren Hitler, wie seine gewählte Feldzugsbezeichnung Barbarossa zwar nahe legen, persönlich irrelevant beim Kriegsentschluß.“ 

     Am 3. Juli 1941, 11 Tage nach dem Beginn des deutsch-sowjetischen Krieges, erklärte Stalin:

„Es ist verständlich, daß unser friedliebendes Land, das die Initiative zur Verletzung des Paktes nicht ergreifen wollte, den Weg des Wortbruches nicht beschreiten konnte (aber den Pakt mit Polen von 1938 und den mit Japan von 1941 hat er gebrochen-d.V.).“ Hierzu der Kommentar von Werner Maser in „Fälschung, Dichtung und Wahrheit über Hitler und Stalin“ auf Seite 183 Fußnote:

„Die Formulierung Stalins, „Es ist verständlich, daß unser … Land … die Initiative nicht ergreifen wollte“, ließ deutlich werden, was er zu verleugnen suchte: Die Tatsache nämlich, daß die Rote Armee auf den Krieg gegen Deutschland vorbereitet war, ohne ihn – auch wegen der Weltmeinung – zu dem Zeitpunkt schon auslösen zu wollen. Auch die Tatsache, daß er 1939 die Möglichkeit ignorierte, eine Koalition mit Großbritannien und Frankreich einzugehen, um Hitler zu hindern, einen Krieg zu beginnen, zeigt unmißverständlich, daß er den Krieg wollte. Vgl. dazu Wjatscheslaw Daschitschew, „Planungen und Fehlschläge Stalins am Vorabend des Zweiten Weltkrieges.“

    Warum, frage ich mich, hat Außenminister von Ribbentrop, der doch gute Kenntnisse über die Dokumente gehabt haben muß, Hitler von einem Krieg gegen die SU laut Fritz Hesse abgeraten: 

„Aus den Besprechungen mit ihm und den Bestätigungen, die ich hierfür durch Hewel erhielt, geht einwandfrei hervor, daß er (Herr von Ribbentrop) der schärfste Gegner eines Feldzuges gegen die Russen war.“ 
   
    Am 22. Mai 1945, fünf Tage nach der von Dönitz unterzeichneten bedingungslosen Kapitulation, händigte der fromme Lord Churchill, der nun meinte, das „falsche Schwein“ geschlachtet zu haben,
  einen Bericht aus, nach welchem am 1. Juli 1945 der Krieg mit den Sowjets beginnen sollte: 

„Das übergeordnete, politische Ziel besteht darin, Rußland den Willen der USA und des Britischen Weltreichs aufzuzwingen. …  Ein rascher Erfolg könnte die Russen dazu bewegen, sich unseren Willen wenigstens vorderhand zu beugen, doch sicher ist dies keinesfalls. Der Entscheid liegt bei den Russen selbst. Wenn sie den totalen Krieg wollen, können sie ihn auch bekommen (so wie die Deutschen ihn bekommen haben!)." 
 

    So brachte der Sender Flensburg, der Sender der Regierung Dönitz, die aufsehenerregende Nachricht, Feldmarschall Busch habe im Einvernehmen mit Feldmarschall Montgomery das Kommando über die deutschen Truppen in Schleswig-Holstein übernommen, (um gegen die Sowjets zu kämpfen?).

    Aus jüngst in britischen Archiven freigegebenen Dokumenten ergibt sich, daß der britische Generalstab im Auftrag Churchills am 22. Mai 1945 einen Plan für einen „totalen Krieg“ gegen die Sowjetunion vorgelegt hat, genannt Operation Unthinkable. 47 britische und US-Divisionen sollten am 1. Juli 1945 mit umgehend wiederaufgestellten 10 deutschen Divisionen die Sowjetunion angreifen und den Bolschewismus besiegen. Der Plan wurde aber angesichts des gescheiterten deutschen Unternehmens Barbarossa, wegen der durch die US-Rüstungshilfen bewirkten militärischen Stärke der Sowjetunion und der allgemeinen Kriegsmüdigkeit in Europa aufgegeben.

    Der amerikanische General George Patton stellte in den Kreuther Bergen aus dem aufgelösten XIII. Armeekorps und der SS-Division „Götz von Berlichingen“ deutsche Kampfverbände gegen die Sowjetunion zusammen. Auf einer Pressekonferenz in Bad Tölz wurde er nach seiner Einschätzung der NSDAP gefragt und antwortete sinngemäß: 

„Die Nazipartei sei nicht besser und nicht schlechter („just like“) als die Republikaner und Demokraten Amerikas. Eigentlich sind die Deutschen die einzigen anständigen Leute, die in Europa übriggeblieben sind.“ 
 General Eisenhower löste ihn daraufhin als Kommandeur der 3. US-Army ab.

    Die Deutschen waren geistig auf diese Wende noch gar nicht vorbereitet und Präsident Truman wußte um die Atombombe und sie haben diese auf Hiroshima geworfen, um  die Sowjets gefügiger („more manageable") zu machen.
 

    Für die Deutschen bedurfte es einer gründlichen, psychologischen Vorbereitung. Dieser diente nun die Rede, die Churchill am 5. März 1946 in Fulton in Anwesenheit Präsident Trumans (bestimmt mit ihm abgesprochen) vor Studenten des Westminster College hielt, in der er mit Stalin scharf abrechnete und somit den „Kalten Krieg“ einleitete, dem ein heißer folgen sollte. Dem schloß sich US-Außenministers James F. Byrnes in seiner Stuttgarter Rede am 6. September 1946 an. Byrnes buhlte nun auch um die Gunst des deutschen Volkes. Dabei vergaß er nun die nach dem Kriege vorgesehene, „vollständige Ausrottung des Militarismus“,  den er nun in seinem Kampf gegen die ehem. Waffenbrüder brauchte:

 „Wir haben gelernt, daß Frieden und Wohlergehen unteilbar sind und daß Frieden und Wohlergehen in unserem Land nicht auf Kosten des Friedens und Wohlergehens eines anderen Volkes erkauft werden können. Ich hoffe, daß das deutsche Volk nie wieder den Fehler machen wird, zu glauben, daß das amerikanische Volk, gerade weil es den Frieden liebt, in der Hoffnung auf Frieden abseits stehen wird, wenn irgendeine Nation Gewalt anwendet oder mit Gewalt droht, um die Herrschaft über andere Völker oder Regierungen zu erlangen.“

    Um auch die Vertriebenen für seine Pläne zu gewinnen, sagte er: „Der Umfang des an Polen abzutretenden Gebietes kann jedoch erst entschieden werden, wenn das endgültige Abkommen darüber getroffen ist“ (obwohl die Polen schon Millionen vertrieben haben). 

    Am 26. Januar 1949, wo Churchill nun wußte, daß in diesem Krieg das britische Empire zugrunde gegangen ist, das zu verteidigen, Hitler bereit war, sagte im Unterhaus: 

„Der Krieg hätte vermieden werden können, wenn der Bolschewismus bei seiner Geburt erwürgt (strangling of Bolshevism) worden wäre und daß dies für die Menschheit (an untold blessing to the human race) eine unerhörte Wohltat gewesen wäre.

Mr. Cocks (Broxtowe): Wenn dies geschehen wäre, hätten wir den letzten Krieg verloren. 

Mr. Churchill: Nein, dann wäre es zu diesem Krieg gar nicht gekommen.“ 
 

    Somit glaubten viele Deutsche, vor allem die Vertriebenen, sie könnten mit Hilfe der Westmächte in ihre Heimat zurückkehren. So vertröstete Kanzler Adenauer, der Kanzler der drei Wahrheiten, 
 die Deutschen noch in seiner Ansprache  zum Jahreswechsel 1958/59: 

„Gottlob bewährt sich gerade im gegenwärtigen Augenblick das gute Verhältnis, das die Bundesrepublik zu ihren westlichen Freunden gefunden hat. Wir können weiterhin das Vertrauen haben, daß sie uns bei der Bewältigung der gegenwärtigen Lage behilflich sein werden. Es wird wohl heute allgemein anerkannt, daß ohne eine gerechte Lösung der deutschen Frage am europäischen Abschnitt des weltpolitischen Spannungsfeldes eine dauerhafte Befriedigung nicht zu erreichen ist. ... Die freie Welt wird um so geneigter sein, unsere Bestrebungen zu fördern, je mehr sie erkennt, daß das deutsche Volk selbst entschlossen ist, alles zu tun, was in seiner Macht steht, um seine Einheit in Freiheit und Frieden wiederzuerlangen, und auch bereit ist, für dieses hohe Ziel Opfer zu bringen. …

Der Krieg zwischen Amerika und Rußland kommt auf jeden Fall und dann müssen wir auf der richtigen Seite dabei sein.“

    Und der Kreuzritter Franz-Josef Strauß wetterte 1962: 

„Dafür sind wir Soldaten, daß die Macht aus atheistischen Händen in christliche übergeht." 
           

    Aus Anlaß des Filmes „Die Flucht“ im ARD am 4. März 2007 fand anschließend bei Frau Sabine Christiansen darüber eine Diskussion statt. Prof. Michael Stürmer behauptete, Stalin beantragte die Curcon-Linie und er hätte anhand von Streichhözern die Grenzverschiebungen demonstriert. Hier schiebt Stürmer das, was Churchill machte, Stalin zu. Den Russen wird die alleinige Schuld für die Grenzziehung an der Oder-Neiße aufgebürdet, damit die Westmächte bei den Deutschen ein besseres Ansehen genießen.
   

    Im „Lexikon zur Geschichte und Politik im 20. Jahrhundert", Köln 1971, heißt es so schön unter: „NATO-Eingliederung“: 

„Eine der wichtigsten Neuerungen der Wehrkonzeption der Bundesrepublik liegt im freiwilligen Verzicht auf die militärische Souveränität traditioneller Prägung und damit auf einen nationalen Generalstab. Als einziger Bündnispartner hat die BRD ihre gesamten mobilen Divisionen, Luftstreitkräfte und Marineeinheiten dem NATO-Kommando unterstellt."  

    Daß unsere „westlichen Freunde“ zum Erhalt der Grenzen von 1937 dann doch nicht geneigt waren, zeigte sich beim Zusammenbruch des sowjetischen Imperiums. Das endgültige Abkommen einschließlich der Vertreibung der Deutschen aus den Ostgebieten war doch schon in Potsdam auch von den Westalliierten mitunterzeichnet worden, was ja Außenminister Molotow in seiner Attacke gegen die Rede Byrnes bekräftigte: 

„Die Vereinigten Staaten und Großbritannien haben an der Verlegung  der polnischen Westgrenze zugestimmt und keinen Zweifel daran gelassen, daß sie in Zukunft nicht mehr revidiert werden soll.“ Heute versuchen unsere Freunde, um sich bei uns anzubiedern, die Grenzziehung an der Oder-Lausitzer-Neiße den Russen in die Schuhe zu schieben.

    Dies bestätigte sogar der US-Diplomat George F. Kennan:                    

„Die Vorschläge der Oder-Neiße-Grenze – die den Grundsätzen der ‚Atlantik-Charta’ widersprach, deren Verfasser Roosevelt und Churchill selber waren, glatt ins Gesicht schlug – kam, ich bedaure, es sagen zu müssen, zuerst von den westlichen Staatsmännern, nicht von Stalin. … Dadurch, daß wir den Russen erlaubt haben, Königsberg zu annektieren und Wien und Weimar zu besitzen, haben wir das Äußerste getan, um zweitausend Jahre europäische Geschichte ungeschehen zu machen." 

    Wir sollen also diesen amerikanischen Kapitalisten dankbar sein und in ihrem Stall bleiben und für sie Frondienste überall auf der Welt leisten.  Daher erzwangen sie nach der Wende auch den Verbleib der BRD bei der  NATO, dem unsere Vasallen uneingeschränkt zustimmten. 

    Für diejenigen, die es noch nicht wissen: Die NATO wurde gegründet, so laut Lord Ismay, der erste Generalsekretär der NATO: „To keep the USA in, the Russians out and the Germans down." (um die Amerikaner drinnen, die Rußen draußen und die Deutschen unten zu halten) 

    Übrigens: Dieser fromme Lord Ismay betete, laut „New York Herald Tribune” vom 2. September 1959, in der Nacht vom 2. zum 3. September 1939: „O Gott, bitte, laß uns morgen in den Krieg gehen!"   

    Diese NATO-Mitgliedschaft der Deutschen berechtigt die USA in der BRD Stützpunkte aufrechtzuerhalten und neue zu errichten. Erst am 13. Juli 2006 las ich in der Süddeutschen Zeitung, daß die Amerikaner in der Oberpfalz eine „komplette Kleinstadt für 4000 Menschen samt Schule und Kirchen aus dem Boden stampfen“. Dort entsteht die neue „Stryker-Brigade, eine Schnell-Eingreiftruppe der US-Armee, die binnen 48 Stunden in Krisengebiete auf der ganzen Welt entsandt werden können, an strategisch wichtigen Orten. … In den vergangen zwei Monaten sind bereits 1000 Soldaten … eingezogen. In den kommenden Wochen werden weitere 7000 Amerikaner erwartet.“ 

    Ich bin überzeugt, daß sie auch in der BRD eingreifen werden, wenn ihnen die Politik der deutschen Regierung nicht paßt.  So drohte schon einmal US-Außenminister Henry Kissinger mit Krieg, als Europäer sich daran machten, mit Ölländern bilaterale Abkommen zu treffen: 

„Die Europäer müssen begreifen, daß wir ihnen unter keinen Umständen freie Hand für bilaterale Geschäfte lassen werden.  Wenn sie nicht multilateral arbeiten wollen, dann werden wir sie dazu zwingen." 

    Diesen amerikanischen Imperialismus müssen wir mit aller Kraft entgegensteuern. Ich sehe nicht ein, warum wir Deutschen und Russen uns wieder zerfleischen sollten‚ ad maiorem gloriam der Angelsachsen, wie  Großadmiral Alfred Tirpitz immer sagte,  denn hier geht es nicht nur um die Freiheit des deutschen Volkes, sondern auch  um dessen Existenz. Diese Imperialisten sind die apokalyptischen Reiter der Globalisten. Da wir dies nicht im Alleingang machen können, brauchen wir, wie eingangs schon erwähnt, Verbündete. Dies können nur noch die Russen sein, mit denen wir gemeinsame Interessen haben. Es gilt, die Politik Bismarcks trotz heutiger widriger Umstände wieder aufzugreifen. Ein Freundschaftsvertrag zwischen Deutschland und Rußland (auch die Russen sind nicht alleine auf der Welt), gleich dem Edikt von Nantes vom Jahre 1598, gilt es zwischen Deutschen und Russen zu statuieren. Da heißt es: 

„Es sei unseren Untertanen jedes Standes und jeder Art verboten, das Gedächtnis daran (an den Krieg) zu erneuern, sich gegenseitig anzugreifen, zu beleidigen oder herauszufordern durch den Vorwurf des Vergangenen, aus welchem Grunde auch immer, sich darüber in Wort und Tat auseinanderzusetzen, Erörterungen zu beginnen, sich zu streiten oder zu kränken oder zu beleidigen, sondern sie sollen sich beherrschen und friedlich zusammenleben als Brüder, Freunde und Mitbürger, widrigenfalls sie als Friedenbrecher und Störenfriede der öffentlichen Ordnung und Ruhe zu bestrafen sind. ..."

    Was der chinesische Ministerpräsident Wen Jiabao den Japanern sagte, soll Wladimir Putin, oder sein Nachfolger, bei einem Besuch in Deutschland den Deutschen sagen. Hier muß auch die Zukunft Ostpreußens miteingeschlossen werden. Ostpreußen muß an Deutschland zurückgegeben werden, ohne daß die jetzigen russischen Bewohner vertrieben werden. Die russisch-deutschen wirtschaftlichen Verbindungen müssen so verkettet werden, daß ein Konflikt beider Nationen unmöglich ist.  Denn Rußland ist nicht nur ein Energie- und Rohstofflieferant. Rußland ist auch ein traditionsreicher und unentbehrlicher Bestandteil echter europäischer Kultur und eine geographisch und historisch legitimierte Ordnungsmacht.    

    Eine n-tv-Umfrage vom 27. April 2007 zeigte, daß das deutsche Volk positiv auf Rußland eingestellt ist.  Es wurde gefragt, ob die Amerikaner auf die Aufstellung von Raketen in Polen verzichten sollen, stimmten 81% der Bundesbürger für ja und 19% für nein. Am folgenden Tag wurde gefragt, ob Putin mit seiner Kritik an den USA recht hat, teilten 90 % die Ansicht Putins.  Was man auch immer über die Objektivität solcher Umfragen sagen kann, so zeigen diese doch, daß ein großer Teil des deutschen Volkes die Politik Putins befürwortet und sicherlich bereit ist, enge Verbindung mit Rußland einzugehen.

    Eine Vasallen-Regierung, wie die deutsche, die dem völkerrechtswidrigen „Zwei-plus-Vier-Vertrag“ zustimmte, ist nicht zuverlässig.

    In einem Gespräch mit den ARD-Vertreter Thomas Roth am 30. August 2008 sagte Ministerpräsident Wladimir Putin und deutete indirekt an, daß wir Vasallen der amerikanischen Regierung sind:

„Und im Gegenteil, ich möchte es nochmal betonen: Wenn Staaten ihre eigene nationale Interessen vernachlässigen, um außenpolitische Interessen anderer Staaten zu bedienen, dann wird die Autorität dieser Länder – unabhängig davon, wie sie das auch erklären mögen –, nach und nach sinken. D.h. wenn die europäischen Staaten die außenpolitischen Interessen der USA bedienen wollen, dann werden sie, aus meiner Sicht, nichts dabei gewinnen. … Das Weißen Haus ordnete an, und alle führen aus! Wenn die europäischen Länder auch weiterhin eine solche Politik führen, dann werden wir über europäische Angelegenheiten in Zukunft mit Washington reden müssen.“

    Es müßte eigentlich allen Europäern dämmern, daß sie das Schlachtfeld eines eventuellen Atomkrieges werden können, welchen die USA bereit sind anzuzetteln, um der von ihnen angestrebten Kontrolle über die Welt-Energie-Ressourcen zu bekommen. 

Der Verfasser, geb. am 13. Juli 1919 als ältester Sohn der Bauerseheleute Georg und Maria Wiesholler aus Chieming am Chiemsee (Hausname „Denglhamer"), Kreis Traunstein. Nach dem Volksschulbesuch Arbeit auf dem elterlichen Hof, dann freiwillig zum Arbeitsdienst und zur Kriegsmarine. Ausgezeichnet mit dem EK II. Bald in Opposition zum Nationalsozialismus, Flucht nach Schweden, Arbeit bei einem Bauern in Hagbyhamn (Harald Andersson) und Besuch der Landwirtschaftsschule in Hammenhög (Schonen). Anschließend Gymnasium und nach dem Examen zum Abitur Versuch zur Rückkehr nach Deutschland. Nach Nichtanerkennung des schwedischen Abiturs (Maunz, bayrischer Kultusminister) Studium in Schweden und Staatsexamen für das „Höhere Lehramt" in Deutsch, Geschichte und Politische Wissenschaft. Anstellung als Lehrer im Landschulheim Ising, Entlassung nach 3 Jahren, erneute Emigration mit Frau und 6 Kindern. Später Anstellung als Lehrer in Leer (Ostfriesland) bis zum „Ruhestand“.
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